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Sie helfen uns, indem Sie eine Einzugsermächtigung erteilen. In diesem Fall wird der 

Jahresbeitrag im Herbst jeden Jahres automatisch abgebucht. Ansonsten überweisen Sie 

bitte den Mitgliedsbeitrag an den VDRI bis zum 1. April jeden Jahres. Eine gesonderte Auf-

forderung zur Überweisung erfolgt nicht. Mitglieder, für die der Arbeitgeber den Mitglieds-

beitrag überweist, müssen nichts weiter unternehmen.

Einladung des Vorstandes zur Mitglieder
versammlung

Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit lade ich ein zur ordentlichen Mitgliederversammlung des VDRI ein

Zum Zeitpunkt der Drucklegung stand der Termin  
der Mitgliederversammlung noch nicht fest. 

 
Bitte informieren Sie sich ab Juli 2015 auf www.vdri.de über  

Ort und Zeitpunkt der Mitgliederversammlung

Tagesordnung:

1.	 Bericht des Vorstandes über das abgelaufene Vereinsjahr
2.	 Bericht des Kassenwartes
3.	 Bericht des Rechnungsprüfers und Entlastung der Kassen- und Geschäftsführung  

für das abgelaufene Vereinsjahr
4.	 Entlastung des Vorstandes
5.	 Neuwahl des erweiterten Vorstandes
6.	 Festsetzung des Jahresbeitrages
7.	 Bericht des Vortragsreferenten
8.	 Wahl der Rechnungsprüfer
9.	 Anträge von Mitgliedern
10.	 Verschiedenes

Ich freue mich, Sie begrüßen zu können und hoffe auf eine rege Teilnahme.

Mit freundlichen Grüßen

Ihr

Christoph Preuße
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Editorial

Liebe VDRI-Mitglieder,

wieder liegt Ihnen eine sehr interessante 
Ausgabe des VDRI – Kuriers in den Händen. 
Im Grunde beschreiben wir Abhängigkei-
ten und Wechselwirkungen des Arbeits- und 
Gesundheitsschutzes in verschiedensten 
Aufgabenfelder. Dazu kommt wie immer die 
spannende Frage, welches der „Königsweg“ 
in der Umsetzung von Maßnahmen nun ist.

Im Rahmen der GDA arbeiten Unfallversi-
cherungsträger und die für den Arbeits- und 
Gesundheitsschutz zuständigen Behörden 
der Länder in engem Kontakt Seite an Seite. 
Es drängt sich immer wieder zwangsläufig 
die Frage auf, wer beschreibt denn nun von 
beiden den „Königsweg“? Letztlich eine be-
reits lange beantwortete Frage. Die Rahmen-
bedingungen sind bekanntlich festgelegt, 
hier geht es letztlich um die Umsetzung des 
Rahmens. Und hier sind alle Aufsichtsper-
sonen gefragt, mit ihrem fundierten, breit 
aufgestellten Wissen Lösungsmöglichkeiten 
zu diskutieren, im positiven Sinne zu erstrei-
ten, um einerseits Akzeptanz seitens der 
Mitgliedsbetriebe zu erreichen, andererseits 
auch sinnhaft und nachhaltig den Stand der 
Technik auf allen Ebenen voranzutreiben. 

Hier freut es uns, als VDRI eine Diskussions- 
und Weiterbildungsplattform bieten zu kön-
nen, die stabil und nachhaltig aktuelle The-
men aufgreift und nach Lösungen ringt. Ob 
dabei ein „Königsweg“ herauskommt, mag 
jeder für sich beantworten. Uns ist es insbe-
sondere wichtig, auch über den Tellerrand 

hinauszuschauen und Themen, die vom Aus-
land beeinflusst sind, darzustellen. 

Im Inland plant der VDRI basierend auf den 
Rückmeldungen vieler Kolleginnen und Kol-
legen zusammen mit dem DVR ein angepass-
tes Konzept des Fahrsicherheitstrainings, bei 
dem einerseits das Handling, andererseits 
das defensive Fahren eines Fahrzeuges im 
Vordergrund steht. Bei allen Wechselwirkun-
gen gilt auch hier: Der Königsweg stellt sich 
erst im Nachhinein heraus.

Wir freuen uns, Sie auf der Mitgliederver-
sammlung des VDRI begrüßen zu können, 
bei der Sie sicherlich viele Eindrücke und 
Ansätze für Königswege von der A+A mitbrin-
gen werden.

Herzlich grüßen

Ihre

 
Christoph Preuße              Dr. Reinhard Lux

 
mit dem erweitertem Vorstand.

Radioaktive und biologische Gefährdungen 
bei der Instandsetzung von Rüstungsgütern
In Unternehmen der Rüstungsindustrie werden Rüstungsgüter, wie Fahrzeuge und Waffen, her-
gestellt. Weiterhin werden alte Rüstungsgüter, welche sich bereits im Einsatz befunden haben, 
instand gesetzt, repariert oder auch umgerüstet. Ein Beispiel hierfür sind gepanzerte Transpor-
ter, Kettenfahrzeuge, etc. Diese Fahrzeuge wurden zuvor auch in verschiedenen Kriegs- und 
Krisengebieten eingesetzt, von wo sie direkt nach Deutschland in die jeweils zuständigen Un-
ternehmen transportiert werden. 

Da diese Fahrzeuge teilweise im Mittelpunkt 
unmittelbarer Kampfhandlungen stehen, ist 
ein direkter Kontakt zu verschiedenen Waf-
fen möglich. Hierbei kann es sich neben kon-
ventioneller Munition auch um biologische 
und radioaktive Waffen handeln. Weiterhin 
halten sich diese Fahrzeuge in Gebieten auf, 
in denen etwa verschiedene Krankheitserre-
ger, die in Mitteleuropa nicht auftreten, vor-
kommen. Ein Beispiel hierfür ist Mali, wo es 
im Jahre 2014 zu verschiedenen Fällen von 
Ebola-Erkrankungen kam. 

In Mali befand sich die französische Armee 
und auch die Deutsche Bundeswehr befin-
det sich im Rahmen einer Ausbildungsmissi-
on in Mali.

Hier könnte es zu einer unbeabsichtigten 
Kontamination der Einsatzfahrzeuge mit 
Ebola-Viren kommen. Auch für andere Erre-
ger ist eine generelle Gefahr der Kontamina-
tion gegeben. Ob diese Kontaminationen im 
Anschluss an einen Transport nach Deutsch-
land noch eine Gefahr darstellen, hängt 
von der genauen Qualität und Quantität der 
Kontamination, den vorangegangenen Rei-
nigungsmaßnahmen sowie den Umständen 
des Transports ab.

1.	 Transport der Rüstungsgüter zu  
	 Deutschen Unternehmen
Allgemeingültige und bekannte Vorgehens-
weisen oder gar Richtlinien für den Trans-
port von militärischen Rüstungsgütern nach 
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Deutschland existieren nicht. Die detaillierte 
Vorgehensweise hängt von verschiedenen 
Faktoren wie dem Einsatzort, der Dringlich-
keit des Auftrages sowie logistischen Mög-
lichkeiten des Organisators des Transports 
ab. Zwar befindet sich ein Großteil der Fahr-
zeuge aus Deutschen Rüstungsunternehmen 
in Händen der Deutschen Bundeswehr, aber 
auch andere Länder haben Rüstungsgüter 
aus Deutschland erworben. Die zehn wich-
tigsten Abnehmer deutscher Rüstungsgüter 
waren 2013 – neben Deutschland selbst – 
Algerien, Katar, die Vereinigten Staaten, 
Saudi-Arabien, Indonesien, Israel, das Verei-
nigte Königreich, die Republik Korea, Singa-
pur und Frankreich (Stockholm International 
Peace Research Institute, 2013). 

Generell wird höchstwahrscheinlich ein 
Großteil der nach Deutschland transportier-
ten Rüstungsgüter vor dem Transport gerei-
nigt. Die genaue Qualität der Reinigung kann 
jedoch nur schwer überprüft werden. Auch 
sind Ungenauigkeiten bei der Reinigung 
nicht ausgeschlossen. Eine vollkommene Si-
cherheit auf Kontaminationsfreiheit existiert 
dementsprechend nicht.

2.	 Potenzielle Gefährdungen
Mögliche Kontaminationen können bei-
spielsweise radioaktiver oder biologischer 
Natur sein. 

2.1 Radioaktive Gefährdung
Eine radioaktive Kontamination eines Fahr-
zeuges kann durch zwei verschiedene Quel-
len erfolgen:

1.	 Kontaminationen durch Uranmunition
2.	 Radioaktive Kontamination durch andere 

Einflüsse. 

2.1.1 Kontamination durch Uranmunition 
Uranmunition wurde bereits in verschiede-
nen Krisengebieten eingesetzt. Hierbei wird 
abgereichertes Uran verwendet, welches 
als Nebenprodukt bei der Anreicherung von 
Uran gebildet wird. Abgereichertes Uran be-
steht zu circa 99,8 % aus Uran-238 und zu 
0,2 % aus Uran-235. Der Nutzen des abgerei-
cherten Urans liegt in der sehr hohen Dichte 
von 19 g/cm³, wodurch es ca. 65 % dichter 
ist als Blei (Abu-Qare AW, 2002). Da Uran-
Munition im Normalfall keinen Sprengstoff 
enthält, beruht die gesamte Wirkung des 
Urangeschosses auf seiner kinetischen Ener-
gie, welche von der Verwendung eines Ma-
terials mit hoher Dichte profitiert. Nach dem 
Auftreffen des Uran-Geschosses auf ein Ziel 
wird die kinetische Energie Großteils in Wär-
meenergie umgewandelt. Hierdurch schmilzt 
und zerstäubt das Geschoss und wird durch 
seine pyrolytischen Eigenschaften auch ent-
zündet. Daraufhin kommt es zu einer Aero-
solbildung aus Uranpartikeln, welche in der 
Umgebung sedimentieren. Diese Aerosolpar-
tikel weisen eine Größe von 200 nm–15 µm 
auf (Salbu B, 2005) und können mit dem 
Menschen hauptsächlich durch Inhalation, 
über Hautkontakt oder mittels Ingestion in 
Kontakt kommen. Für alle drei Aufnahmewe-
ge ist ein Übertritt in die Blutzirkulation mög-
lich (AF, 1994) (Petitot F, 2007) (Chen J, 2011).

Abgereichertes 
Uran hat eine spezi-
fische Aktivität von 
circa 15.000 Bq/g. 
Mittels einer verein-
fachten Hochrech-
nung kann abge-
schätzt werden, 

dass ein Kilogramm abgereichertes Uran in 
einer Entfernung von einem Meter eine jähr-
liche Strahlendosis von ca. 1 mSv verursa-

chen würde. Das entspricht etwa einem Drit-
tel der Aufnahme durch natürliche Quellen in 
Höhe von etwa 2–3 mSv/Jahr, die jeder ein-
zelne Mensch im Mittel in Deutschland er-
fährt (Umweltinstitut München e. V., 2014). 

Als Beispiel zur Verdeutlichung sei ein Uran-
geschoss GAU-8 Munition, Typ PGU-14/B 
gewählt. Dieses hat eine Gesamtmasse von 
0,69 kg und einen Urankern von 0,27 kg 
(Universität Oldenburg, Physikalische Um-
weltanalytik, 2014). Dies veranschaulicht, 
dass das oben gewählte Beispiel von einer 
Verunreinigung von 1 kg Uran sehr hoch an-
gesetzt ist. Weiterhin wird ein Arbeitnehmer 
(beispielsweise ein Kfz-Mechaniker) nicht 
ein komplettes Jahr in Kontakt mit diesem 
abgereicherten Uran kommen. Die Wartung 
eines Fahrzeuges erstreckt sich über einen 
sehr viel kürzeren Zeitraum. Auch eine in-
nere Kontamination des Menschen würde 
sehr viel geringer sein als die gewählten 1 kg. 
Die Gefahr, durch Strahlung aufgrund einer 
Kontamination mit abgereichertem Uran zu 
Schaden zu kommen, kann deshalb als ge-
ring eingestuft werden.

Neben der Möglichkeit der Strahlenschäden 
kann abgereichertes Uran auch über seine 
chemische Reaktivität auf den Körper ein-
wirken. Beispiele hierfür sind Schädigungen 
innerer Organe (Durbin PW, 1997) oder gar 
des Embryos (Paternain JL, 1989). Je nach 
Aufnahmeweg in den Körper kann die che-
mische Reaktivität schwerwiegendere Aus-
wirkungen haben im Vergleich zur radiotoxi-
schen Wirkung. 

Gesamt betrachtet kann anhand von epide-
miologischen Studien abgeschätzt werden, 
dass die Gefahren, die von abgereichertem 
Uran für die Beschäftigten von Betrieben 
ausgehen, nicht überbewertet werden soll-

ten. Eine Studie aus dem Jahre 2008 (AC, 
2008) beschreibt dass die Menge an abge-
reichertem Uran, welche im Durchschnitt von 
Veteranen im Golfkrieg inkorporiert wurde, 
geringer war, als die exponierte Menge an 
natürlichem Uran in der Umwelt. Dies bedeu-
tet zwar nicht zwangsläufig, dass die schä-
digende Wirkung durch abgereichertes Uran 
bei Golfkriegsveteranen komplett vernach-
lässigt werden darf, eine sekundäre Berück-
sichtigung erscheint jedoch legitim. Weiter-
gedacht zeigt dies auch, dass Arbeitnehmer 
in Unternehmen der deutschen Rüstungsin-
dustrie einer noch geringeren Exposition un-
terliegen als die Soldaten, welche sich direkt 
in Kriegsgebieten aufhalten. 

2.1.2. Radioaktive Kontamination durch 
andere Einflüsse
Eine weitere Möglichkeit der Kontaminati-
on von Fahrzeugen liegt im direkten Einsatz 
durch konventionellen Sprengstoff, welcher 
durch radioaktives Material kontaminiert 
wurde – im Sprachgebrauch auch „schmutzi-
ge Bombe“ genannt.

Das Bundesamt für Strahlenschutz geht auf 
der Grundlage von Abschätzungen davon 
aus, dass die Gesundheitsgefahr durch Ra-
dioaktivität aufgrund von kontaminierten 
konventionellen Sprengstoffen zu vernach-
lässigen ist (Bundesamt für Strahlenschutz, 
2014). Einzig eine Kontamination mit Plutoni-
um-239 erscheint aufgrund der hohen Ra-
diotoxizität als relevante Gefahr. Durch den 
restriktiven Einsatz dieses Nuklids sind al-
lerdings die Beschaffungsmöglichkeiten als 
äußerst gering einzuschätzen. 

2.1.3. Maßnahmen in Betrieben
Obwohl die Gefahr einer Kontamination mit 
radioaktiven Stoffen, welche einen maßgeb-
lichen Einfluss auf die Gesundheit der Versi-
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cherten haben kann, gering erscheint, kann 
sie nicht völlig ausgeschlossen werden. Eine 
Eingangskontrolle auf radioaktive Verunreini-
gungen, wie sie beispielsweise auch im welt-
weiten Schrotthandel durchgeführt wird, er-
scheint deshalb ratsam. Die Kontrolle mittels 
eines geeigneten Messgerätes erfolgt rasch 
und der finanzielle Rahmen für die Anschaf-
fung eines solchen Gerätes ist überschaubar. 

Eine Orientierung für die Vorgehensweise 
bietet zum Beispiel die DGUV Information 
209-029 – Überwachung von Metallschrott 
auf radioaktive Bestandteile (früher BGI 723).

2.2. Biologische Gefährdungen
Biologische Gefährdungen können gene-
rell durch Viren, Bakterien, Parasiten oder 
Schimmelpilze erfolgen.

Rüstungsgüter 
können hierbei 
durch einen ab-
sichtlichen Angriff 
mit biologischen 
Waffen kontami-
niert werden. Wei-
terhin kann es auch 

zu einer zufälligen Kontamination kommen. 
Je nach Region kommen vollkommen andere 
Organismen in der Natur vor im Vergleich zu 
Deutschland. Neben offensichtlichen Tieren 
und Pflanzen sind dies Viren, Bakterien, 
Parasiten und Schimmelpilze, die auf den 
ersten Blick unscheinbar wirken. 

2.2.1. Viren, Bakterien und Parasiten
Generell kann eine Kontamination eines Rüs-
tungsgutes mit Viren, Bakterien oder Parasi-
ten durch eine direkte Kontamination (bspw. 
in Trägerflüssigkeiten wie Speichel oder Blut) 
oder aber durch eine Kontamination mittels 
eines infizierten Wirtes erfolgen. So wäre es 

denkbar, dass sich etwa ein infiziertes klei-
nes Säugetier in Hohlräumen eines Fahrzeu-
ges aufhält und dort als eine Art trojanisches 
Pferd verbleibt. 

Um eine potentielle Gefahr für die Versicher-
ten von Betrieben in Deutschland einschät-
zen zu können, muss die „Überlebensrate“ 
von Viren, Bakterien und Parasiten, außer-
halb eines lebenden Wirtes, bzw. innerhalb 
eines toten Wirtes, betrachtet werden. Nur 
wenn nach dem Transport nach Deutschland 
noch ein infektiöser Bestandteil aufgefun-
den werden kann, besteht eine Gefahr für 
die Versicherten.

Generell gibt es sehr große Schwankungs-
breiten bezüglich der Überlebensraten. Wäh-
rend beispielsweise das Hepatitis B Virus 
bzw. das Hepatitis C außerhalb des Körpers 
bis zu acht Monate infektiös verbleiben (Hei-
mer R, 1996), ist bei HIV die Zeit auf maxi-
mal 30 Tage beschränkt – mit einem Durch-
schnittswert von ein bis zwei Tagen (Abdala 
N, 1999). Von Ebola-Viren ist bekannt, dass 
sie selbst in eingetrocknetem Blut noch 
bis zu fünf Tage infektiös bleiben können 
(Schweizerische Eidgenossenschaft – Bun-
desamt für Gesundheit, August 2014). Ein 
weiteres Beispiel ist der Parasit Trypanoso-
ma Cruzi, Auslöser der Chagas-Krankheit, 
welche hauptsächlich in Mittel- und Süd-
amerika anzutreffen ist. Dieser kann selbst 
bei extremen Temperaturen bis zu -80°C 
mehrere Monate überleben (Martin DL, 
2014).

Ein Blick in die Tiefe offenbart verschiedene 
Teilaspekte, welche Einfluss auf die Überle-
bensrate von Viren, Bakterien und Parasiten 
haben. Dies sind beispielsweise die an-
haftende Oberfläche (Oxford J, 2014), um-
gebende Temperatur und Luftfeuchtigkeit 

(Kim SJ, 2012) (McDevitt J, 2010), (Møretrø T, 
2003) (Rose LJ, 2003), Umgebungsdruck 
(Hsu H, 2014), umgebende elektrischen Fel-
dern (Mosqueda-Melgar J, 2008), UV-Licht 
(Zhao Y, 2013) oder das Vorhandensein klei-
ner Mengen organischen Materials im tem-
porären Habitat (Gerhold RW, 2013). Diese 
Liste an Aufzählungen könnte noch beliebig 
fortgeführt werden. Eine gewisse Infektiosi-
tät am Rüstungsgut kann deshalb auch nach 
langem Transport nach Deutschland nicht 
ausgeschlossen werden. 

Im Vergleich zu Viren oder Bakterien er-
scheint das Risiko, welches von Parasiten 
ausgeht, insgesamt jedoch erheblich gerin-
ger. Parasiten benötigen häufig einen ak-
tiven und lebenden Zwischenwirt, um den 
nächsten Wirt zu erreichen und auch zu infi-
zieren. 

2.2.2.	 Schimmelpilze
Schimmelpilze benötigen für ein optima-
les Wachstum ausreichend Nährstoffe und 
Feuchtigkeit. Dies zeigt auf, dass bezüglich 
der Gefahr durch Schimmelpilze hauptsäch-
lich – wenn auch nicht ausschließlich – der 
Transport von Rüstungsgütern auf dem See-
weg relevant ist. Angesichts der Tatsache, 
dass Schimmelpilzsporen omnipräsent sind 
und sogar in Raumschiffen und Raumstatio-
nen gefunden werden (DL, 2001), verwundert 
es nicht, dass bei einem wochenlangen oder 
gar monatelangen Transport auf hoher See 
erhebliche Schimmelbelastungen auftreten 
können. Beispiele hierfür sind Sitze in Fahr-
zeugen, etc. 

Auch wenn Schimmelpilze verschiedene 
direkte toxische Wirkungen haben können 
– Beispiele hierfür sind eine kanzerogene 
Wirkung (Saad-Hussein A, 2014) (Wang ZK, 
2014) oder eine Schädigung der inneren Or-

gane (Song E, 2014) (Wu TS, 2012) – besteht 
die Hauptgefährdung durch allergische Er-
krankungen (Kochar S, 2014) (Denning DW, 
2014) (Green BJ, 2014). Gerade Versicherte, 
welche regelmäßig mit Schimmelpilz-konta-
minierten Rüstungsgütern in Kontakt kom-
men, stellen diesbezüglich eine Risikogrup-
pe dar. 

Der wichtigste Aspekt zur Verhütung von 
Gesundheitsschäden ist deshalb, dass der 
Schimmelpilzbefall im Fahrzeug rechtzeitig, 
bevor der Versicherte mit dem Schimmel in 
Kontakt kommt, gefunden wird. Dies ist im 
Normalfall gegeben. Fahrzeuge, die Wochen 
oder gar Monate auf hoher See unterwegs 
sind, weisen bei einem vorhandenen Schim-
melbefall eine sehr massive Ausprägung des 
Befalls auf. Der Schimmel ist deshalb meist 
bereits auf den ersten Blick, zumindest aber 
beim zweiten genaueren Hinsehen wie einer 
Eingangskontrolle, zu erkennen. 

2.2.3.	 Maßnahmen in Mitgliedsbetrieben
Verschiedene Maßnahmen können berück-
sichtigt werden, um das Risiko einer biolo-
gischen Gefährdung in Mitgliedsbetrieben 
gering zu halten:

1.	 Jedes Fahrzeug sollte einer gründlichen 
Eingangskontrolle unterzogen werden 

2.	 Jedes Fahrzeug sollte eine gründliche 
Reinigung/Desinfektion erhalten. Dieses 
Desinfektionsmittel sollte viruzide und 
bakterizide Eigenschaften besitzen.

3.	 Während der (automatischen) Reinigung 
des Fahrzeuges sollte kein Arbeiter anwe-
send sein.

4.	 Falls ein Arbeiter anwesend ist, sollte PSA 
getragen werden.

5.	 Eine spezielle standardisierte Vorge-
hensweise sollte existieren, nach der 
bei einem Kadaverfund bzw. nach dem 
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Auffinden von Schimmelpilzen vorgegan-
gen werden kann. Diese muss geschult 
werden und mittels Betriebsanweisung 
den Arbeitnehmern mitgeteilt werden. Es 
sollte die TRBA 500 „Grundlegende Maß-
nahmen bei Tätigkeiten mit biologischen 
Arbeitsstoffen“ berücksichtigt werden.

3.	 Zusammenfassung und Fazit
Im Zuge der Überführung von Rüstungsgü-
tern aus Kriegs- und Krisengebieten zu Mit-
gliedsunternehmen der Rüstungsindustrie 
gibt es verschiedene potentielle Kontamina-
tionsmöglichkeiten, welche eine potentielle 
Gefahr für die Versicherten aus Betrieben 
darstellen. Auch existieren keine allgemei-
nen Regelungen, Vorgaben oder standardi-
sierte Vorgehensweisen zum Transport oder 
über vor dem Transport durchzuführende 
Maßnahmen.

Eine schriftliche Regelung zwischen Betrie-
ben und den Versendern im Ausland sollte 
deswegen regeln, dass die Fahrzeuge vor 
dem Versenden detailliert inspiziert und de-
kontaminiert werden. 

Trotz Dekontaminations-Maßnahmen, wel-
che vor dem Transport durchgeführt werden, 
gibt es ein geringes, aber theoretisches Rest-
risiko einer andauernden Kontamination. 
Um diesem Risiko zu begegnen, sollte eine 
ausführliche Gefährdungsbeurteilung vor Ort 
durchgeführt werden. Eine Festlegung von 
Maßnahmen sollte hierbei ein fester Be-
standteil sein. 

Ein ausführliches Literaturverzeichnis ist 
beim Verfasser erhältlich

Dr. Carsten Schleh 

Berufsgenossenschaft Holz und Metall 

Abteilung Gesundheitsschutz 

Am Knie 8 

81241 München 

carsten.schleh@bghm.de

Wikipedia – jetzt auch mit Informationen über 
die Tätigkeit von Aufsichtspersonen
Mehr als 1,8 Mio. Artikel stehen mittlerweile in der deutschen Ausgabe von wikipedia.de zur 
Verfügung. Um so bemerkenswerter ist, dass es bis vor kurzem noch keinen Beitrag über das 
Berufsbild von Aufsichtspersonen auf www.wikipedia.de gab. Herr Dr. Markus Rambacher, Auf-
sichtsperson im Vorbereitungsdienst, hat freundlicherweise diese Lücke geschlossen. Sein in-
teressanter Artikel über die Tätigkeit von Aufsichtspersonen ist in der freien online-Enzyklopä-
die Wikipedia unter http://de.wikipedia.org/wiki/Aufsichtsperson veröffentlicht. 

Der Artikel entstand während der Vorbereitung 
zur Aufsichtsperson und wurde am 18.12.2014 
auf der freien online-Enzyklopädie Wikipedia 
angelegt und vom Autor mit dem relevanten 
Quellenverzeichnis in seiner vollständigen 
Fassung am 17.02.2015 veröffentlicht. Zur Wei-
terentwicklung des Artikels wird aufgerufen. 
http://de.wikipedia.org/wiki/Aufsichtsperson

Geschichte
Mitte des 19. Jahrhunderts wandelt sich 
Deutschland von einer landwirtschaft-
lich und handwerklich ausgerichteten Ar-
beitswelt zu einer industriegeprägten Ge-
sellschaft. Der Wachstumstreiber war der 
Eisenbahnbau, der einerseits die Versor-
gungsvoraussetzungen der Schwerindustrie 
sicherstellte und zum anderen die Nachfrage 
nach Kohle, Stahl und Maschinen selbst an-
trieb. Die schnell wachsenden Fabriken führ-

ten zu einem enormen Bedarf an Arbeitskräf-
ten, die unter desolaten Arbeitsbedingungen 
nicht selten sogar ihr Leben ließen.

Mit dem Einsatz sog. Fabrikinspektoren ab 
1853 in Deutschland, sollte zunächst im We-
sentlichen der Kinderarbeit entgegengewirkt 
werden. Die Regelung einer Ordnungswidrig-
keit war jedoch nur beschränkt wirksam, weil 
Aufsicht und Vollzug nicht umfänglich gere-
gelt und die Durchführung der Anordnungen 
allein den Polizei- u. Ordnungsbehörden un-
terlag. Die Wirksamkeit der Arbeit von Fabrik-
inspektoren blieb aufgrund dieser Trennung 
beschränkt.

Zunächst mit dem Kinderschutz betraut, 
folgte später die Überwachung staatlicher 
Vorschriften und Verordnungen wie z. B. zur 
Arbeitszeit einschl. Sonntagsruhe, Betriebs-
gefahren, Lohnschutz, Kündigungsschutz, 
Arbeitsordnung, Kinder-, Jugend- und Frau-
enschutz, Schwangerenschutz sowie Heim-
arbeitsschutz. Die Fülle dieser Einzelre-
gelungen im Arbeitsschutz wurde 1869 zu 
einer einheitlichen Rechtsgrundlage, der 
Gewerbeordnung (GewO) für den Norddeut-
schen Bund (ab 1883 Gewerbeordnung für 
das Deutsche Reich, kurz Reichsgewerbe-
ordnung) zusammengefasst. Die Rechte und 
Pflichten der staatlichen Aufsichtsbeam-
ten nach § 139b der GewO wurden damit zu 
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einer obligatorischen und behördlich han-
delnden Aufsicht gefasst. Die GewO wurde 
1878 um einen sog. Aufsichtsparagraphen 
erweitert, der den Beamten „amtliche Befug-
nisse der Ortspolizeibehörden“ einräumte 
und ihnen erlaubte, jederzeit eine Revision 
in den Fabriken durchzuführen. Aufgrund der 
großen Menge an Aufgaben und den 1880 
lediglich 46 Personen blieben die Arbeitsbe-
dingungen weiterhin desolat.

Mit dem am 07. Juni 1871 erlassenen Haft-
pflichtgesetz (HPflG) sollten darüber hin-
aus Schadensersatzansprüche gegenüber 
den Arbeitgebern geltend gemacht werden 
können. Die unüberschaubare Flut an Haft-
pflichtprozessen, bei denen der Arbeitneh-
mer in der Beweispflicht stand, führte häufig 
zu teuren Gerichtsverfahren, denen der Ver-
unglückte finanziell nicht gewachsen war. 
Dieser Umstand beschädigte den Betriebs-
frieden und förderte den Unmut der Arbeiter-
klasse gegenüber den Arbeitgebern und dem 
Dt. Reich durch einzelne Attentate auf Kaiser 
Wilhelm I. Darüber hinaus organisierten sich 
die Arbeiter zunehmend in Gewerkschaften 
sowie sozialistischen und sozialdemokrati-
schen Arbeitervereinen.

Um diese mit dem Staat zu versöhnen, als 
auch die wirtschaftlichen Interessen der Fab-
rikanten zu berücksichtigen, verlas der da-
malige Reichskanzler Otto von Bismarck im 
Rahmen der Kaiserlichen Botschaft die Fort-
schreibung der Bestrebung zur sozialen Si-
cherung in Deutschland. Neben der Kranken-
versicherung (1883) beschloss der Reichstag 
am 09. Juli 1884 das bis heute bedeutende 
Unfallversicherungsgesetz (UVG).

Der damit verbundenen Idee, die Aufsicht 
des Arbeitsschutzes in Form einer Selbstver-
waltung durch bundesunmittelbare Körper-
schaften zu überlassen und den Fabrikbe-
sitzer von seiner zivilrechtlichen Haftpflicht 
abzulösen, folgten mit Bekanntmachung des 
UVG die ersten Berufsgenossenschaften. Im 
gleichen Jahr noch wurden Ausführungsbe-
hörden als Vorläufer der heutigen Unfallkas-
sen eingerichtet.

Die 1884 durch das UVG benannten 55 Be-
rufsgenossenschaften waren nach § 78 UVG 
„befugt, für den Umfang des Genossen-
schaftsbezirkes oder für bestimmte Indust-
riezweige oder Betriebsarten oder bestimm-
te abzugrenzende Bezirke Vorschriften zu 

erlassen“. Die Genossenschaften waren 
nach § 82 UVG „befugt, durch Beauftragte 
die Befolgung der zur Verhütung von Unfäl-
len erlassenen Vorschriften zu überwachen“. 
„Namen und Wohnsitz der Beauftragten 
sind von dem Genossenschaftsvorstand den 
höheren Verwaltungsbehörden, auf deren 
Bezirke sich ihre Tätigkeit erstreckt, anzu-
zeigen. Die Beauftragten sind verpflichtet, 
den nach Maßgabe des §139b der GewO 
bestellten staatlichen Aufsichtsbeamten auf 
Erfordern über ihre Überwachungstätigkeit 
und deren Ergebnisse Mitteilung zu machen, 
und können dazu von dem Reichs-Versiche-
rungsamt durch Geldstrafen bis zu einhun-
dert Mark angehalten werden.“ Die von den 
Berufsgenossenschaften erlassenen Unfall-
verhütungsvorschriften bedürfen bis zum 
Inkrafttreten des Gewerbe-Unfallversiche-
rungsgesetzes am 30. Juni 1900 der Geneh-
migung des Reichs-Versicherungsamts.

Mit Bekanntmachung des Gewerbe-Unfall-
versicherungsgesetzes waren die Genossen-
schaften nicht nur befugt, sondern konnten 
nach § 112 „im Aufsichtsweg angehalten wer-
den, Vorschriften zu erlassen“. Die Genos-
senschaften waren darüber hinaus nicht nur 
befugt, sondern „verpflichtet, für die Durch-
führung der gemäß § 112 erlassenen Unfall-
verhütungsvorschriften Sorge zu tragen. 

Die Genossenschaften sind befugt, durch 
technische Aufsichtsbeamte (Abk. TABen), 
die Befolgung der zur Verhütung von Unfäl-
len erlassenen Vorschriften zu überwachen. 

Die einer Genossenschaft angehörenden Be-
triebsunternehmer sind verpflichtet, den als 
solchen legitimierten technischen Aufsichts-
beamten der beteiligten Genossenschaft auf 
Erfordern den Zutritt zu ihren Betriebsstätten 
während der Betriebszeit zu gestatten…“. 

Die Reichsversicherungsordnung (RVO) 
vom 19.07.1911 fasste die bis dato entstan-
denen Sozialgesetze und das Gewerbe-
Unfallversicherungsgesetz als Drittes Buch 
– Unfallversicherung, das neben sechs Än-
derungsgesetzen am 09.05.1963 mit dem 
Unfallversicherungs-Neuregelungsgesetzes 
(UVNG) eine wesentliche Überarbeitung er-
fuhr, zusammen. 

Nach § 712 Abs. 1 RVO hatten „die Berufsge-
nossenschaften durch technische Aufsichts-
beamte die Durchführung der Unfallverhü-
tung zu überwachen und ihre Mitglieder zu 
beraten“. 

Sie waren nach Abs. 2 „verpflichtet, techni-
sche Aufsichtsbeamte in der für eine wirk-
same Unfallverhütung erforderlichen Zahl 
anzustellen“. Die „Technischen Aufsichtsbe-
amten durften nur angestellt werden, nach-
dem sie die Befähigung für die Tätigkeit als 
technische Aufsichtsbeamte nachgewiesen 
hatten. Insoweit bedarf die Anstellung der 
Genehmigung der Aufsichtsbehörde“ (§ 712 
Abs. 3 RVO).

Mit dem Unfallversicherungs-Einordnungs-
gesetz – UVEG wurde das Dritte Buch der 
RVO am 07.08.1996 als Siebtes Buch Sozial-
gesetzbuch – Gesetzliche Unfallversicherung 
(SGB VII) integriert. Mit der Einordnung erga-
ben sich begriffliche Änderungen gegenüber 
dem Dritten Buch der RVO, vor allem für die 
Zielgruppe, den Pflichtumfang und die Be-
fähigungsvoraussetzungen für die Aufsicht. 
Textlich wurde „Berufsgenossenschaft“ 
durch „Unfallversicherungsträger“ ersetzt. 
Nach der Begründung zum Gesetzentwurf 
der Bundesregierung vom 24. August 1995 
(BT-Drs. 13/2204) sollen die „Aufgaben des 
Überwachungsdienstes der Unfallversiche-

Die Kaiserliche Botschaft 
vom 17.11.1981 gilt als Ge-
burtsstunde der deutschen 
Sozialversicherung.
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rungsträger … nicht mehr auf technische In-
halte beschränkt“ sein. 

Der Begriff „Technischer Aufsichtsbeamte“ 
wurde im § 18 SGB VII durch den Begriff „Auf-
sichtsperson“ ersetzt. 

Die Unfallversicherungsträger sind verpflich-
tet, Aufsichtspersonen „in der für eine wirk-
same Überwachung und Beratung gemäß 
§ 17 (früher „wirksamen Unfallverhütung“) 
erforderlichen Zahl“ zu beschäftigen. 

Abweichend zum § 712 Abs. 3 Satz 1 der RVO 
wird für die Beschäftigung nach §18 Abs. 1, 
Satz 1 SGB VII eine Prüfung vorausgesetzt. 
Eine Genehmigung von der Aufsichtsbehör-
de wird nach SGB VII nicht wie nach der RVO 
für die Anstellung, sondern für die Prüfungs-
ordnung erteilt. Wie bisher ist es möglich, 
dass sich die Unfallversicherungsträger auf 
eine Musterprüfungsordnung verständigen. 

Ausbildung und Befähigungsnachweis
Der Spitzenverband der gewerblichen Be-
rufsgenossenschaften und der Unfallversi-
cherungsträger der öffentlichen Hand, die 
„Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung“ 
hat im November 2012 der von der Mitglie-
derversammlung derzeit gültige Fassung der 
Muster-Prüfungsordnung I für Aufsichtsper-
sonen mit Hochschulqualifikation als auch 
der Muster-Prüfungsordnung II für Aufsichts-
personen mit Meister-/Technikerqualifikati-
on veröffentlicht.

Die insgesamt zweijährige Ausbildung zur 
Aufsichtsperson besteht aus einem träger-
spezifischen Teil beim ausbildenden Unfall-
versicherungsträger und einem trägerüber-
greifenden zehnwöchigen Ausbildungsteil, 
der überwiegend am Institut für Arbeit und 
Gesundheit (IAG) der DGUV durchgeführt 

wird. Die Ausbildungskoordinatorinnen und 
-koordinatoren der Unfallversicherungsträ-
ger stellen die Verzahnung der trägerüber-
greifenden mit der branchenspezifischen 
Ausbildung sicher und sorgen für eine ent-
sprechende trägerspezifische Ausbildung. 
Das gemeinsame Qualitätsverständnis aller 
gesetzlichen Unfallversicherungsträger in-
nerhalb der Ausbildung von Aufsichtsper-
sonen wurde in ein Qualitätsrahmenmodell 
integriert. 

Anstellung und Besoldung
Aufsichtspersonen werden i. d. R. als Dienst-
ordnungsangestellte (DO-Angestellte) bei 
einem Unfallversicherungsträger beschäftigt. 
Rechtsgrundlage für das Dienstordnungs-
recht der Unfallversicherungsträger sind die 
§§ 144–147 SGB VII. Den Dienstordnungsan-
gestellten sind vertraglich Dienstordnungs-
ämter übertragen, die im Hinblick auf ihr 
Schutzniveau vergleichbar mit den beamten-
rechtlichen Statusämtern sind. Die Besol-
dung (BBesG, § 1 Absätze 2 und 3) bestimmt 
sich nach den Vorschriften für Beamte des 
Bundes und der Grundlage des Stellenplans.

Dr. Markus Rambacher  

Berufsgenossenschaft Holz und Metall 

Präventionsdienst Stuttgart 

Vollmoellerstraße 10 

70563 Stuttgart 

Email: markus.rambacher@bghm.de

Betriebssicherheitsverordnung und Krane
Bau und Ausrüstung von Kranen und Kranprüfung – was ändert sich durch die neue  
Betriebssicherheitsverordnung?

1. Einleitung
Die Betriebssicherheitsverordnung 
(BetrSichV) ist die deutsche Umsetzung der 
Richtlinie 2009/104/EG und gewährleistet 
die Sicherheit und den Schutz der Gesund-
heit von Beschäftigten bei der Verwendung 
von Arbeitsmitteln. Am 7. Januar 2015 hat 
die Bundesregierung den Maßgaben des 
Bundesrates zur Neufassung der Betriebssi-
cherheitsverordnung (BetrSichV 2015) zuge-
stimmt. Die Verordnung tritt am 1. Juni 2015 
in Kraft, wodurch die Betriebssicherheitsver-
ordnung von 2002 (BetrSichV 2002) gleich-
zeitig außer Kraft treten wird.

Im Zuge des Inkrafttretens der Maschinen-
verordnung 1993 und der Betriebssicher-
heitsverordnung 2002 wurden bereits viele 
Unfallverhütungsvorschriften außer Kraft 
gesetzt, da die dort geregelten Bau- und Aus-
rüstungsbestimmungen und der Betrieb von 
da an jeweils staatlich geregelt wurden.

Die Unfallverhütungsvorschrift „Krane“ 
(DGUV Vorschrift 52, ehemals BGV D6 bzw. 
DGUV Vorschrift 53, ehemals GUV-V D6) 
enthält neben Bau- und Ausrüstungsbe-
stimmungen (Abschnitt II) und Regelungen 
zum sicheren Betrieb (Abschnitt IV) auch 
bestimmte Regelungen zur Kranprüfung 
(Abschnitt III). Daher ist die DGUV Vorschrift 
52/53 als eine von wenigen Unfallverhü-
tungsvorschriften bisher noch gültig und 
für Unternehmer sowie Versicherte des ent-
sprechenden Unfallversicherungsträgers 
rechtskräftig. Mit Inkrafttreten der neuen 
BetrSichV 2015 und der darin enthaltenen 

Bestimmungen zur Kranprüfung wird zukünf-
tig auch der Abschnitt „Prüfung“ durch staat-
liches Regelwerk abgelöst. Daher ist es auf-
grund der Bestimmungen im Leitlinienpapier 
zur Neuordnung des Vorschriften- und Regel-
werkes im Arbeitsschutz absehbar, dass die 
DGUV Vorschrift 52/53 nach Inkrafttreten der 
BetrSichV 2015 außer Kraft gesetzt werden 
wird. Dort wird gefordert, dass die Unfallver-
sicherungsträger zeitnah für bestehende Un-
fallverhütungsvorschriften prüfen, ob noch 
ein Bedarf für den Fortbestand der jeweiligen 
Unfallverhütungsvorschrift besteht oder sie 
anzupassen oder außer Kraft zu setzen ist.

Für den Bau und die Ausrüstung von Kra-
nen sowie für die Kranprüfung ergeben sich 
durch die BetrSichV 2015 somit neue recht
liche Bestimmungen, welche in dieser Veröf-
fentlichung erörtert werden.

Das Vorschriftenwerk für Krane ist hierar-
chisch aufgebaut. Mit der EG-Maschinen-
richtlinie (ursprünglich RL 89/392/EWG, 
modifiziert als RL 98/37/EG und überarbeitet 
als RL 2006/37/EG), ist für den Bau und die 
Ausrüstung von Kranen seit dem 1. Januar 
1993 eine neue Rechtsgrundlage gegeben, 
die nach einer Übergangsregelung unein-
geschränkt ab dem 1. Januar 1995 gilt. Sie 
verpflichtet den Hersteller, bei der Konstruk-
tion, der Herstellung und Inbetriebnahme 
eines Kranes entsprechende Maßnahmen zu 
ergreifen, um grundlegende Sicherheits- und 
Gesundheitsschutzanforderungen der EG-
Maschinenrichtlinie einzuhalten.
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Im sicherheitstechnischen Regelwerk für 
Krane ist zwischen europäischem und natio-
nalem Recht zu unterscheiden. Die EG-Richt-
linien werden nicht direkt für den Anwender 
verbindlich, sondern müssen erst von den 
einzelnen Mitgliedsstaaten in nationales 
Recht umgesetzt werden. Ermächtigungs-
grundlage zum Erlass von Rechtsverordnun-
gen zum Schutz der Sicherheit und Gesund-
heit von Personen, zum Schutz der Umwelt 
sowie sonstiger Rechtsgüter vor Risiken, 
die von Produkten ausgehen, bildet § 8 des 
Produktsicherheitsgesetzes. Die EG-Maschi-
nenrichtlinie wurde durch die 9. Verordnung 
zum Produktsicherheitsgesetz in nationales 
Recht umgesetzt. Des Weiteren existieren 
auf nationaler Ebene harmonisierte Normen, 
welche hierarchisch in drei Kategorien einge-
teilt werden können (A-, B- und C-Normen). 
Detaillierte Sicherheitsanforderungen und 
Schutzmaßnahmen zu Gefährdungen, die 
von einer bestimmten Maschine oder Grup-
pe von Maschinen, wie etwa von Kranen 
ausgehen, werden in C-Normen getroffen. 
In ihnen werden grundlegende Sicherheits- 
und Gesundheitsanforderungen der EG-Ma-
schinenrichtlinie konkretisiert und sie lösen 
gemäß § 14 Abs. 1 Produktsicherheitsgesetz 
(Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäi-
schen Gemeinschaften) die Konformitätsver-
mutung aus.

Ermächtigungsgrundlage zum Erlass von 
Rechtsverordnungen auf dem Gebiet Sicher-
heit und Gesundheit bei der Arbeit bilden 
§ 18 und § 19 des Arbeitsschutzgesetzes. 
Entsprechend wurde die Arbeitsmittelbe-
nutzungsrichtlinie (ursprünglich RL 89/655/
EWG, zwischenzeitlich RL 2009/104/EG) 
durch die Betriebssicherheitsverordnung am 
27. September 2002 in nationales Recht um-
gesetzt. Die Betriebssicherheitsverordnung 
verpflichtet den Betreiber von Arbeitsmit-

teln, dort genannte Anforderungen für einen 
sicheren Betrieb einzuhalten.

Detailliertere Bestimmungen für den siche
ren Betrieb von Arbeitsmitteln können all-
gemein anerkannte Regeln der Technik, 
insbesondere den Technischen Regeln für 
Betriebssicherheit (TRBS), entnommen wer-
den. Die technischen Regeln für Betriebssi-
cherheit konkretisieren die Betriebssicher-
heitsverordnung (BetrSichV) hinsichtlich der 
Ermittlung und Bewertung von Gefährdungen 
sowie der Ableitung von geeigneten Maß-
nahmen. Bei Anwendung der beispielhaft 
genannten Maßnahmen kann der Arbeitge-
ber insoweit die Vermutung der Einhaltung 
der Vorschriften der Betriebssicherheits-
verordnung für sich geltend machen. Wählt 
der Arbeitgeber eine andere Lösung, hat er 
die gleichwertige Erfüllung der Verordnung 
schriftlich nachzuweisen.

Darüber hinaus existieren nationale Vor-
schriften, wie z. B. Unfallverhütungsvor-
schriften. Diese UVVen sind gegenüber 
Mitgliedsbetrieben und Versicherten eines 
Unfallversicherungsträgers als autonomes 
Recht verbindlich.

Für Krane, die bis zum 31.12.1992 gebaut 
oder erstmals in Betrieb genommen worden 
sind und für Krane, die in der Übergangszeit 
bis zum 31.12.1994 noch nach den nationa-
len Vorschriften gebaut worden sind („alte“ 
Krane) [1], gelten daher gemäß der BetrSichV 
2002 § 7 Abs. 1 Nr. 2 bzw. § 7 Abs. 2 Nr. 2 die 

1	 mit der Maßgabe, dass Krane spätestens ab dem 
01.01.1997 mindestens den Anforderungen der 
Arbeitsmittelbenutzungsrichtlinie und ab dem 
03.10.2002 den Anforderungen des Anhang 1 Nr. 1 
und 2 (besondere Arbeitsmittel ab dem 01.12.2002 
den Anforderungen des Anhang 1 Nr. 3) der Be-
triebssicherheitsverordnung entsprechen.

Bau- und Ausrüstungsbestimmungen der 
DGUV Vorschrift 52 /53 „Krane“.

Krane, die nach dem 01.01.1995 in Verkehr 
gebracht wurden („neue“ Krane), müssen 
gemäß der BetrSichV 2002 § 7 Abs. 1 Nr. 1 
bzw. § 7 Abs. 2 Nr. 1 den europäischen Richt-
linien entsprechen. Für diese Krane gelten 
also die Bau- und Ausrüstungsbestimmun-
gen der EG- Maschinenrichtlinie.

Für Kranprüfungen gibt es bisher keine staat-
lichen Arbeitsschutzvorschriften, die hierzu 
eine ausführliche Regelung beinhalten. Da-
her werden Art, Umfang und Fristen für die 
Kranprüfung sowie Anforderungen an die 
Qualifikation des Prüfers in Abschnitt III der 
DGUV Vorschrift 52/53 „Krane“ rechtsgültig 
festgelegt. Durchführungsempfehlungen zur 
Umsetzung werden in Grundsätzen der UV-
Träger aufgeführt: DGUV Grundsatz 309-001 
(früher BGG 905) „Prüfung von Kranen“ und 
DGUV Grundsatz 309-005 (früher BGG 924) 
„Grundsätze für die Ermächtigung von Sach-
verständigen für die Prüfung von Kranen“.

2. Bau und Ausrüstung von Kranen – was 
ändert sich durch die neue BetrSichV 2015?
2.1 Wegfall der Bestandsfrage
In der BetrSichV 2002 § 7 Abs. 1 Nr. 2 (und 
§ 7 Abs. 2 Nr. 2) werden Anforderungen an 
die Beschaffenheit der Arbeitsmittel defi-
niert, bei denen Rechtsvorschriften, durch 
die Gemeinschaftsrichtlinien in deutsches 
Recht umgesetzt werden, keine Anwendung 
finden. In diesem Fall müssen Arbeitsmittel 
„den im Zeitpunkt der erstmaligen Bereitstel-
lung geltenden sonstigen Rechtsvorschrif-
ten“, wie etwa Unfallverhütungsvorschriften, 
entsprechen, „mindestens jedoch den An-
forderungen des Anhangs 1 (Arbeitsmittel, 
die vor dem 3. Oktober 2002 erstmalig be-
reitgestellt wurden Anhang 1 Nr. 1 und 2).

In § 5 Abs. 3 der BetrSichV 2015 werden als 
für Arbeitsmittel geltende Rechtsvorschrif-
ten über Sicherheit und Gesundheitsschutz 
„neben Vorschriften dieser Verordnung ins-
besondere Rechtsvorschriften [genannt], 
mit denen Gemeinschaftsrichtlinien in deut-
sches Recht umgesetzt wurden und die für 
die Arbeitsmittel zum Zeitpunkt des Bereit-
stellens auf dem Markt gelten“. In der neu-
en BetrSichV wird nicht länger auf „sonsti-
ge Rechtsvorschriften“, wie etwa die DGUV 
Vorschrift 52/53, verwiesen. Der Inhalt des 
Anhang 1 der BetrSichV 2002 wird in der 
neuen BetrSichV 2015 in den verfügenden 
Teil aufgenommen (§§ 4, 5, 6, 8 und 9). So-
mit gelten die Mindestvorschriften des ur-
sprünglichen Anhang 1 der BetrSichV 2002 
von nun an als Schutzziele für alte, neue und 
selbst hergestellte Krane gleichermaßen, so 
dass es keiner besonderen, bisher strittigen, 
Bestandsschutzregelung mehr bedarf.

Für Krane, die bis zum 31.12.1992 gebaut 
oder erstmals in Betrieb genommen worden 
sind, finden keine Rechtsvorschriften An-
wendung, durch die Gemeinschaftsrichtli-
nien in deutsches Recht umgesetzt worden 
sind. Sie müssen gemäß den Bestimmungen 
der neuen BetrSichV 2015 lediglich den dort 
geforderten Schutzzielen entsprechen und 
nicht mehr wie bisher den Bau- und Aus-
rüstungsbedingungen der DGUV Vorschrift 
52/53 genügen.

Dadurch ergibt sich für Krane, die nicht un-
ter den Anwendungsbereich der Maschinen-
richtlinie fallen, ein Wegfall verbindlicher 
Regelungen bezüglich der Anforderungen an 
den Bau und die Ausrüstung.

Zusätzlich ergibt sich für dort aufgeführte 
Anforderungen bezüglich Bau und Ausrüs-
tung, die nicht unter den Anwendungsbe-
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reich der Maschinenrichtlinie fallen („keine 
Beschaffenheitsanforderungen“, §§ 10, 11, 21 
und 24) für „neue“ und „alte“ Krane ein Ver-
lust an detailliert beschriebenen, rechtlichen 
Bestimmungen bezüglich ihrer Sicherheit.

2.2 Verantwortung des Betreibers – Stand 
der Technik
Durch den abzusehenden Wegfall der de-
taillierten Regelungen der DGUV Vorschrift 
52/53 kommt dem Betreiber ein hohes Maß 
an Eigenverantwortung zu. Gemäß § 3 Abs. 7 
der BetrSichV 2015 ist der Stand der Technik 
in der Gefährdungsbeurteilung zu berück-
sichtigen. Der Stand der Technik wird in ers-
ter Linie anhand von Technischen Regeln zur 
Betriebssicherheit (TRBS) wiedergegeben, 
ferner auch anhand von Normen. Die Ein-
haltung von TRBSen kann zur Erfüllung aller 
erforderlicher Sicherheits- und Gesundheits-
anforderungen führen und löst die Vermu-
tungswirkung aus. 
Liegen konkrete Regelungen zum Bau und 
der Ausrüstung von Kranen lediglich in Nor-
men vor, so kann sich der Betreiber an dieser 
Norm zwar orientieren, muss jedoch selbst 
im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung ein-
schätzen, ob alle dort erwähnten Bau- und 
Ausrüstungsbedingungen einen sicheren 
Betrieb gewährleisten. Eine Vermutungswir-
kung, wie etwa bei der Befolgung von Techni-
schen Regeln zur Betriebssicherheit, liegt in 
diesem Fall nicht vor. Ergibt sich aus der Ge-
fährdungsbeurteilung, dass Gefährdungen 
durch technische Schutzmaßnahmen nach 
dem Stand der Technik nicht oder nur unzu-
reichend vermieden werden können, hat der 
Arbeitgeber geeignete organisatorische und 
personenbezogene Schutzmaßnahmen zu 
treffen (§ 4 Abs. 2 BetrSichV 2015). Als Stand 
der Technik wird die Sicherheitsausrüstung 
von aktuell auf dem Markt erhältlichen Neu-
maschinen definiert. Somit leitet sich eine 

dem Stand der Technik entsprechende Nach-
rüstpflicht für ältere Maschinen seitens des 
Betreibers ab.

2.3 Gegenüberstellung der §§ 4–24 der 
DGUV Vorschrift 52/53 mit Inhalten der 
BetrSichV 2015, TRBS und Normen
Im folgenden Abschnitt wird anhand der bis-
her geltenden Bau- und Ausrüstungsbestim-
mungen für Krane der DGUV Vorschrift 52/53 
erläutert, inwiefern sich durch die neue 
BetrSichV 2015 Änderungen in den Anforde-
rungen ergeben. Im Wesentlichen wird dabei 
erläutert, was sich durch ein Außerkrafttre-
ten der DGUV Vorschrift 52/53 „Krane“ für 
den Bau und die Ausrüstung von Kranen 
ändert, die vor dem 1. Januar 1993 in Verkehr 
gebracht wurden und inwiefern Inhalte der 
BetrSichV 2015 selbst bzw. die Befolgung 
von TRBSen oder ferner harmonisierter Nor-
men diese Lücke kompensieren. Außerdem 
wird darauf eingegangen, inwiefern außer 
Kraft tretende Bau- und Ausrüstungsbe-
stimmungen der DGUV Vorschrift 52/53, die 
nicht unter den Anwendungsbereich der 
Maschinenrichtlinie fallen (§§ 10, 11, 21 und 
24) und momentan für alte und neue Krane 
gleichermaßen gültig sind, zukünftig durch 
Regelungen der BetrSichV 2015 bzw. durch 
die Befolgung von TRBSen oder ferner durch 
die Berücksichtigung harmonisierter Normen 
weiterhin erfüllt werden können.

§ 4 Fabrikschild
Die Vorgabe aus § 4, an jedem Kran ein Fa-
brikschild mit Angabe des Herstellers oder 
Lieferers, des Baujahrs, der Fabriknummer 
und gegebenenfalls des Typs anzubringen, 
findet sich weder in der BetrSichV 2015 noch 
in einer TRBS. Sie findet sich lediglich in Ab-
schnitt 5.2 der DIN EN 12644-2 „Krane- Infor-
mationen für die Nutzung und Prüfung, Teil 
2: Kennzeichnung“.

§ 5 Belastungsangaben
Die bisherige Vorgabe aus § 5, dauerhaft 
und leicht erkennbar die Angaben über die 
höchstzulässigen Belastungen (Tragfähig-
keit) anzubringen, findet sich in der neuen 
BetrSichV 2015 unter § 6 Abs. 1 in Verbin-
dung mit Anhang 1, Punkt 2.2 als grundle-
gende Schutzmaßnahme für alle Krane.  
Diese Bestimmung fand sich in der BetrSichV 
2002 bisher lediglich im Anhang 1 als Min-
destvorschriften für „alte“ Krane (Arbeits
mittel gemäß § 7 Abs. 1 Nr. 2).

§ 6 Verbotsschild
Gemäß § 6 muss an jedem Kranaufstieg ein 
Schild angebracht sein, das Unbefugten den 
Aufstieg untersagt. Hierzu findet sich weder 
in der BetrSichV 2015 noch in einer TRBS 
eine entsprechende Regelung.

Unter Abschnitt 5.4 der DIN EN 12644-2 
(„Krane – Informationen für die Nutzung und 
Prüfung, Teil 2: Kennzeichnung“) wird auf 
Warnhinweise und Verbotsschilder einge-
gangen. Demnach sind Risiken, die nicht völ-
lig ausgeschlossen werden können, in den 
entsprechenden Normen für einzelne Kranar-
ten zu beschreiben. Für Turmdrehkrane fin-
det sich beispielsweise in der DIN EN 14439 
(„Krane – Turmdrehkrane“) in Abschnitt 7.3 
die Empfehlung, ein Schild mit der Aufschrift 
„Unbefugter Aufstieg verboten“ am Zugang 
zum Kran anzubringen. In der DIN EN 15011 
„Krane – Brücken- und Portalkrane“ findet 
sich hierzu keine Regelung.

§ 7 Steuerstände und Steuereinrichtungen
Gemäß § 7 Absatz 1 müssen Steuerstände 
so beschaffen und Steuereinrichtungen so 
beschaffen und angeordnet sein, dass der 
Kranführer den Kran sicher steuern kann.

Auf die Beschaffenheit von Steuerständen 
wird in der BetrSichV 2015 nicht konkret 
eingegangen, gemäß § 6 Absatz 1 und unter 
Berücksichtigung von Anhang 1 hat der Ar-
beitgeber jedoch dafür zu sorgen, dass die 
Arbeitsmittel sicher verwendet und dabei die 
Grundsätze der Ergonomie beachtet werden. 
Innerhalb von TRBSen existieren hierzu kei-
ne näheren Bestimmungen.

Bezüglich Steuereinrichtungen hat der Ar-
beitgeber gemäß § 8 Absatz 2 der BetrSichV 
2015 dafür zu sorgen, dass Arbeitsmittel 
mit den sicherheitstechnisch erforderlichen 
Mess-, Steuer- und Regeleinrichtungen aus-
gestattet sind, damit sie sicher und zuverläs-
sig verwendet werden können. Gemäß § 8 
Absatz 3 müssen Befehlseinrichtungen, die 
Einfluss auf die sichere Verwendung der Ar-
beitsmittel haben, insbesondere 
1.	 als solche deutlich erkennbar, außerhalb 

des Gefahrenbereiches angeordnet und 
leicht und ohne Gefährdung erreichbar 
sein; ihre Betätigung darf zu keiner zu-
sätzlichen Gefährdung führen, 

2.	 sicher beschaffen und auf vorhersehbare 
Störungen, Beanspruchungen und Zwän-
ge ausgelegt sein, 

3.	 gegen unbeabsichtigtes oder unbefugtes 
Betätigen gesichert sein. Somit sind die 
Anforderungen an Steuereinrichtungen in 
der BetrSichV 2015 prinzipiell weiterhin 
vorhanden.

Die Bestimmung aus § 7 Absatz 2 der DGUV 
Vorschrift 52/53, dass Führerhäuser Schutz 
gegen Kälte, Hitze, Nässe und Wind bieten 
und ausreichend belüftbar sein müssen, 
findet sich in der BetrSichV 2015 nicht. Es 
wird lediglich in § 9 Absatz 1 Punkt 9 ver-
langt, dass Maßnahmen getroffen werden, 
die verhindern, dass die sichere Verwendung 
der Arbeitsmittel durch äußere Einwirkungen 
beeinträchtigt wird. Im Rahmen der Gefähr-
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dungsbeurteilung wird in § 3 Absatz 2 der 
BetrSichV 2015 darauf hingewiesen, dass 
alle Gefährdungen einzubeziehen sind, die 
bei der Verwendung von Arbeitsmitteln aus-
gehen, auch von der Arbeitsumgebung.

Die Bestimmung aus § 7 Absatz 3 der DGUV 
Vorschrift 52/53, dass an oder in der Nähe 
der Steuereinrichtungen ein Abdruck der 
Betriebsvorschriften für den Kranführer je-
derzeit gut einsehbar angebracht sein muss 
(kraftbetriebene Krane), findet sich ebenfalls 
nicht in der BetrSichV 2015.

In der DIN EN 13557 „Krane – Stellteile und 
Steuerstände“ sind unter Abschnitt 5 ent-
sprechende Sicherheitsanforderungen an 
Stellteile und Steuerstände aufgeführt.

§ 8 Zugänge zu Steuerständen
Gemäß § 8 müssen Steuerstände (in allen) 
Stellungen des Kranes ohne Gefahr erreicht 
und in allen Stellungen des Kranes verlassen 
werden können. Des Weiteren müssen Kra-
ne eine ausreichende Anzahl an Aufstiegen 
haben, für einige Krane wird eine Treppe mit 
mindestens 2 m Durchgangshöhe und min-
destens 0,5 m Durchgangsbreite gefordert.

In der BetrSichV 2015 § 9 Absatz 1 Punkt 5 
wird verlangt, dass sichere Zugänge zu Ar-
beitsplätzen an und in Arbeitsmitteln ge-
währleistet werden und ein gefahrloser Auf-
enthalt dort möglich ist. Auf die Stellung des 
Kranes sowie die Beschaffenheit und Anzahl 
der Zugänge wird dabei nicht explizit einge-
gangen. Nähere Bestimmungen im Rahmen 
einer TRBS existieren hierzu nicht.

Detaillierte Anforderungen an Zugänge fin-
den sich in der DIN EN 13586 („Krane – Zu-
gang“), wobei in dieser Norm nur Zugänge 
berücksichtigt werden, die unmittelbar am 

Kran angebracht sind. Die europäischen Nor-
men DIN EN ISO 14122-1 bis 4 („Sicherheit 
von Maschinen – Ortsfeste Zugänge zu ma-
schinellen Anlagen“) enthalten abweichen-
de Anforderungen bezüglich der bisherigen 
Abmessungen.

§ 9 Bühnen und Laufstege
Analog zu den Bestimmungen aus § 9 
der DGUV Vorschrift 52/53 gibt es in der 
BetrSichV 2015 bzw. in TRBSen keine konkre-
ten Regelungen bezüglich der Durchgangs-
maße von Bühnen bzw. Laufstegen.

In der DIN EN 13586 wird ein freies Maß von  
2 x 0,45 m für einen Typ-1-Zugang [2, 3] und 1,4 
x 0,23 m für einen Typ-2-Zugang [4] gefordert. 
Abweichende Bestimmungen sind ferner in 
den einzelnen Produktnormen, wie etwa in 
der EN 14439 für Turmdrehkrane, enthalten. 
Grundsätzlich wird in der DIN EN 13586 und 
in den entsprechenden Produktnormen eine 
Geländerhöhe von mindestens 1,1 m gefor-
dert. Für einen Typ-1-Zugang werden 0,1 m 
und für einen Typ-2-Zugang 0,05 m für einen 
Laufsteg als Fußleistenhöhe gefordert, für 
ein Podest sollte die Fußleistenhöhe 0,1 m 
betragen.

§ 10 Arbeitsstände und Arbeitsbühnen (bis-
her auch für neue Krane gültig)
Laut § 10 der DGUV Vorschrift 52/53 müs-
sen für Wartungs- und Reparaturarbeiten an 
maschinellen und elektrischen Einrichtun-
gen, die nicht vom Boden aus durchgeführt 

2	 Zugang, der für die Benutzung ohne persönliche 
Schutzausrüstung gegen Absturz konstruiert ist

3	 die geforderte Höhe von 2 m muss nicht über die 
ganze Fahrbahnlänge vorhanden sein, sondern min-
destens an einer Stelle

4	 Zugang, bei dem einige charakteristischen Merkma-
le des Typ 1-Zuganges nicht beachtet sind und bei 
dem für die Benutzung persönliche Schutzausrüs-
tung gegen Absturz (siehe EN 363) erforderlich sein 
kann

werden können, Arbeitsstände oder -bühnen 
vorhanden sein, die gefahrlos erreicht und 
von denen aus die Arbeiten so durchgeführt 
werden können, dass Beschäftigte nicht ge-
fährdet werden.

Gemäß der BetrSichV 2015 § 6 Absatz 3 
Punkt 1 hat der Arbeitgeber dafür zu sorgen, 
dass die Errichtung von Arbeitsmitteln, der 
Auf- und Abbau, die Erprobung sowie die In-
standhaltung und Prüfung von Arbeitsmitteln 
unter Berücksichtigung der sicherheitsrele-
vanten Aufstellungs- und Umgebungsbedin-
gungen nach dem Stand der Technik erfolgen 
und sicher durchgeführt werden.

In der TRBS 1112 („Instandhaltung“) ist unter 
Punkt 4 Absatz 5 beschrieben, dass vor der 
Beschaffung und Bereitstellung von Arbeits-
mitteln zu prüfen ist, ob für die Instandset-
zung dieser Gegenstände besondere Voraus-
setzungen (z. B. Arbeitsbühnen) geschaffen 
werden müssen, um absehbare Instandhal-
tungsarbeiten sicher durchführen zu können. 
Für die Durchführung der Instandhaltungsar-
beiten müssen gemäß Punkt 5.1 Absatz 2 die 
erforderlichen Arbeits- und Hilfsmittel bereit-
gestellt werden.

§ 11 Sicherheitsabstände (bisher auch für 
neue Krane gültig)
Die konkreten Bestimmungen aus § 11 der 
DGUV Vorschrift 52/53 finden sich in der 
BetrSichV 2015 nicht. In § 6 Absatz 3 Punkt 2 
wird vom Arbeitgeber lediglich verlangt, 
dass erforderliche Sicherheits- und Schutz-
abstände eingehalten werden. Im Rahmen 
einer TRBS gibt es hierzu keine nähere Aus-
führung.

Bisher galten die in der DGUV Vorschrift 
52/53 geregelten Sicherheitsabstände auch 
für „neue“ Krane, da diese europäisch nicht 

geregelt sind. Mit einem Außerkrafttreten der 
DGUV Vorschrift 52/53 wird somit der Erlass 
einer TRBS mit konkreten Angaben über er-
forderliche Sicherheitsabstände für gefährli-
che Arbeitsmittel zwingend notwendig.

In der DIN EN 15011 ist eine Anmerkung ent-
halten, in der Freimaße zur Umgebung von 
mindestens 500 mm empfohlen werden.

§ 12 Sicherung gegen Entgleisen, Um- und 
Abstürzen; § 13 Schienenräumer
Die Bestimmungen aus §§ 12 und 13 der 
DGUV Vorschrift 52/53 finden sich in der 
BetrSichV 2015 bzw. in einer TRBS nicht.

Ähnliche Anforderungen zum Entgleisungs-
schutz sowie für Schienenräumer sind in der 
DIN EN 15011 enthalten.

§ 14 Fahr- Drehwerksbremsen, Sicherung 
gegen ungewollte Kranbewegungen
Gemäß Anhang 1 Punkt 2.3.2 der BetrSichV 
2015 hat der Arbeitgeber dafür zu sorgen, 
dass Arbeitsmittel zum Heben von Lasten 
bei Hub-, Fahr- und Drehbewegungen abge-
bremst und ungewollte Bewegungen des Ar-
beitsmittels verhindert werden können. Dies 
entspricht der Forderung der DGUV Vorschrift 
52/53 § 14 Absatz 1. Weitere Bestimmungen 
aus § 14 finden sich in der BetrSichV 2015 
jedoch nicht (selbsttätiges Bremsen nach 
dem Ansprechen der Notendhalteinrichtung, 
lösbare Drehwerksbremsen bei umsturzge-
fährdeten Kranen außer Betrieb).

In der TRBS 2111 („Mechanische Gefährdun-
gen – Allgemeine Anforderungen“), Punkt 
3.1.6 Absatz 1 findet sich die Bestimmung, 
dass bei der Gefährdungsbeurteilung auch 
mechanische Gefährdungen zu berücksich-
tigen sind, die am Arbeitsplatz durch Wech-
selwirkungen der Arbeitsmittel untereinan-
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der oder mit Arbeitsgegenständen oder mit 
der Arbeitsumgebung hervorgerufen werden. 
Besteht also für Krane mit festgestelltem 
Drehwerk eine Umsturzgefahr durch Wind, 
so liegt es in der Verantwortung des Betrei-
bers im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung 
geeignete Maßnahmen zur Vermeidung der 
Umsturzgefahr bei Wind einzuleiten. Anfor-
derungen für ungewollte Kranbewegungen 
durch Wind enthält beispielsweise die DIN 
EN 14985 („Krane – Ausleger-Drehkrane“). 
In den entsprechenden europäischen Pro-
duktnormen werden für alle kraftgetriebenen 
Bewegungen Bremseinrichtungen gefordert, 
selbsttätiges Bremsen nach dem Anspre-
chen der Notendhalteinrichtung wird jedoch 
nicht erwähnt.

§ 15 Notendhalteinrichtungen
Die konkreten Bestimmungen aus § 15 der 
DGUV Vorschrift 52/53 finden sich in der 
BetrSichV 2015 nicht in vergleichbarer Form. 
Es wird lediglich erwähnt, dass kraftbetrie-
bene Hubbewegungen des Arbeitsmittels 
zum Heben von Lasten begrenzt sein müs-
sen (Anhang 1, Abschnitt 2, Punkt 2.3.3).

Anforderungen zu Begrenzungseinrichtun-
gen, wie Bewegungsbegrenzern und Leis-
tungsbegrenzern, sind in den entsprechen-
den Produktnormen festgelegt.

§ 16 Lastmomentbegrenzer; § 17 Höchst-
geschwindigkeit flurbedienter Krane, § 18 
Gleisanlagen
Die Inhalte der §§ 16, 17 und 18 finden sich 
in der neuen BetrSichV 2015 bzw. in TRBSen 
nicht.

Nähere Bestimmungen zur Belastungsbe-
grenzung finden sich in den entsprechenden 
Produktnormen z. B. in der DIN EN 13000 
(„Krane – Fahrzeugkrane“).

Zulässige Fahrgeschwindigkeiten, wenn der 
Kranführer der Bewegung des Kranes zu Fuß 
folgen muss, finden sich als von der DGUV 
Vorschrift 52/53 abweichende Bestimmun-
gen (DGUV Vorschrift 52: 63 m/min) in der 
DIN EN 13557. Ermöglicht die Steuerung nur 
eine Geschwindigkeit, beträgt die zulässige 
Fahrgeschwindigkeit 60 m/min. Ermöglicht 
die Steuerung mehrere Geschwindigkeiten, 
so muss als kleinstmöglichste Geschwindig-
keit 45 m/min wählbar sein.

Ausführungsbeispiele für die geeignete Ver-
legung von Gleisen und die Befestigung von 
Schienen finden sich in der VDI-Richtlinie 
3576 („Schienen für Krananlagen – Schie-
nenverbindungen, Schienenlagerungen, 
Schienenbefestigungen, Toleranzen für Kran-
bahnen“).

§ 19 Fahrbahnbegrenzungen
Der Inhalt aus § 19 der DGUV Vorschrift 52/53 
findet sich in der neuen BetrSichV 2015 im 
Anhang 1 unter Abschnitt 2 Punkt 2.3.3, wo-
nach Schienenfahrbahnen mit Fahrbahnbe-
grenzungen ausgerüstet sein müssen. Auch 
in der TRBS 2111 werden unter Punkt 5.2.6 
Abs. 1 als Maßnahme zum Schutz gegen 
unbeabsichtigte Bewegung und Lageände-
rung von Arbeitsmitteln, deren Teilen oder 
Arbeitsgegenständen, Einrichtungen zur Be-
grenzung des Bewegungsraums vorgeschla-
gen (z. B. Anschläge, Begrenzungsschalter, 
Auffanggurte oder -ketten).

§ 20 Warneinrichtung
Die Bestimmung aus § 20 findet sich in der 
BetrSichV 2015 im Anhang 1, Punkt 2.3.4.

§ 21 Montageanweisung (bisher auch für 
neue Krane gültig)
Die Forderung nach einer Montageanwei-
sung für ortsveränderliche Krane, die an 

ihrem jeweiligen Standort aufgebaut, abge-
baut oder umgerüstet werden müssen, fin-
det sich in der BetrSichV 2015 bzw. in TRBS 
nicht.

In den entsprechenden Produktnormen, wie 
z. B. in der DIN EN 14439 wird verlangt, dass 
für Krane, die dazu bestimmt sind, ihren Ein-
satzort zu wechseln, Montage- und Demon-
tageanleitungen vorhanden sein müssen.

§ 22 Abspannseile
Der Inhalt aus § 22 der DGUV Vorschrift 52/53 
findet sich in der BetrSichV 2015 als allge-
meine Formulierung unter Anhang 1 Punkt 
2.1, wonach der Arbeitgeber dafür zu sorgen 
hat, dass die Standsicherheit und Festigkeit 
von Arbeitsmitteln zum Heben von Lasten, 
ihrer Lastaufnahmeeinrichtungen und gege-
benenfalls abnehmbarer Teile jederzeit si-
chergestellt ist.

Zusätzliche Bestimmungen für programmge-
steuerte Krane: § 23 Schutz gegen Anfahren 
und Herabfallen der Last
Gemäß § 9 Absatz 4 der BetrSichV 2015 hat 
der Arbeitgeber dafür zu sorgen, dass Ar-
beitsmittel unter Berücksichtigung der zu 
erwartenden Betriebsbedingungen (z. B. 
Programmsteuerung) so verwendet werden, 
dass Beschäftigte gegen vorhersehbare 
Gefährdungen ausreichend geschützt sind. 
Insbesondere müssen Schutzeinrichtungen 
gegen herabfallende Gegenstände vorhan-
den sein. Gemäß Absatz 8 müssen Schutz-
maßnahmen gegen Gefährdungen durch 
bewegliche Teile von Arbeitsmitteln getroffen 
werden; hierzu gehören auch Maßnahmen, 
die den unbeabsichtigten Zugang zum Ge-
fahrenbereich von beweglichen Teilen von 
Arbeitsmitteln verhindern.

§ 24 Nothalteinrichtungen (bisher auch für 
neue Krane gültig)
Gemäß § 8 Absatz 6 müssen kraftbetriebene 
Arbeitsmittel mit einer schnell erreichbaren 
und auffällig gekennzeichneten Notbefehls-
einrichtung zum sicheren Stillsetzen des ge-
samten Arbeitsmittels ausgerüstet sein, mit 
der Gefahr bringende Bewegungen oder Pro-
zesse ohne zusätzliche Gefährdungen unver-
züglich stillgesetzt werden können. Konkrete 
Bestimmungen über Nothalteinrichtungen 
an handbetriebenen Be- und Entladestellen 
programmgesteuerter Krane finden sich in 
der BetrSichV 2015 bzw. in TRBSen nicht.

Gemäß der DIN EN 60204-32 („Sicherheit 
von Maschinen-Elektrische Ausrüstung von 
Maschinen, Teil 32: Anforderungen für Hebe-
zeuge) müssen Geräte für Not-Halt an jeder 
Bedienstation und an anderen Orten, wo 
die Einleitung von Not-Halt erforderlich sein 
kann, vorhanden sein. Die Bedienteile von 
Not-Halt müssen rot, der Hintergrund muss 
gelb sein.

In Tabelle 1 werden die in diesem Abschnitt 
diskutierten Inhalte bezüglich des Baus und 
der Ausrüstung von Kranen hinsichtlich des 
Vorhandenseins bzw. nicht Vorhandensein 
von detaillierten Bestimmungen zur Über-
sicht gegenübergestellt und gemäß einem 
Ampelprinzip kategorisiert. Es wird dabei 
deutlich, dass viele der detailliert beschrie-
benen Bestimmungen innerhalb der DGUV 
Vorschrift 52/53 bei einem Außerkrafttreten 
dieser Vorschrift verloren gehen, da sie bis-
her nicht bzw. nur teilweise in die BetrSichV 
2015 oder in TRBS übernommen wurden. Für 
„alte“ Krane sind 14 der 21 Bau- und Ausrüs-
tungsbestimmungen (§ 4 – § 24) mit einem 
Außerkrafttreten der DGUV Vorschrift 52/53 
unvollständig bzw. nicht vorhanden, für 
„neue“ Krane fehlt eine detaillierte Bestim-
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mung bezüglich Sicherheitsabständen (§ 11) 
und Schienenräumern (§ 13). Die in § 21 ge-
forderte Montageanweisung ist in der Re-
gel Teil der Betriebsanleitung und sollte bei 
neuen Kranen entsprechend der EG-Maschi-
nenrichtlinie grundsätzlich für alle Kranarten 
zum Aufbau und zum Anschluss der Maschi-
ne vorhanden sein. Die geforderten Notend-
halteinrichtungen (§ 24) sind Bestandteil der 
im Amtsblatt veröffentlichten DIN EN 60204-
32, weshalb davon auszugehen ist, dass die-
se bei neuen Kranen grundsätzlich verbaut 
werden sollten.

2.4 Ausnahmegenehmigungen
Bisher müssen Unternehmen und Versicher-
te eines UV-Trägers mindestens die Bau- und 
Ausrüstungsbestimmungen der DGUV Vor-
schrift 52/53 „Krane“ beachten, die nicht 
dem Anwendungsbereich der Maschinen-RL 
unterliegen [5]. 

Ausnahmen von dieser Unfallverhütungs-
vorschrift müssen im Einzelfall über § 14 der 
DGUV Vorschrift 1 „Grundsätze der Präventi-
on“ beim zuständigen Unfallversicherungs-
träger durch den Unternehmer schriftlich 
beantragt werden.

Durch die Übernahme von Regelungen der 
DGUV Vorschrift 52/53 in eine staatliche Ar-
beitsschutzvorschrift (BetrSichV 2015) ob-
liegen die nach diesen Bestimmungen zu 
treffenden behördlichen Maßnahmen den 
zuständigen Arbeitsschutzbehörden. Gemäß 
§ 19 Absatz 4 der BetrSichV 2015 kann die 
zuständige Behörde auf schriftlichen An-
trag des Arbeitgebers Ausnahmen von den 
§§ 8 bis 11 und Anhang 1 zulassen, wenn 

5	 hierzu zählen die Bedingungen der §§ 10, 11, 21 
und 24 („keine Beschaffenheitsanforderungen“). 
Für „alte“ Krane muss der gesamte Abschnitt II „Bau 
und Ausrüstung“ beachtet werden.

die Anwendung dieser Vorschriften für den 
Arbeitgeber im Einzelfall zu einer unverhält-
nismäßigen Härte führen würde, die Aus-
nahme sicherheitstechnisch vertretbar und 
mit dem Schutz der Beschäftigten vereinbar 
ist. Die Behörde kann für ihre Entscheidung 
ein Sachverständigengutachten verlangen, 
dessen Kosten der Arbeitgeber zu tragen hat 
(§ 19 Absatz 4).

3. Prüfung von Kranen – was ändert sich 
durch die neue BetrSichV 2015?
Gemäß der BetrSichV 2002 § 3 Abs. 3 hat der 
Arbeitgeber Art, Umfang und Fristen erforder-
licher Prüfungen der Arbeitsmittel zu ermit-
teln. Ferner legt der Unternehmer die Vor-
aussetzungen fest, welche die von ihm zur 
Prüfung beauftragten Personen, sogenannte 
befähigte Personen, zu erfüllen haben. Da 
diese Regelung aus Sicht der Unfallversiche-
rungsträger für Krane unzureichend war, wur-
den in der DGUV Vorschrift 52/53 Art, Umfang 
und Fristen der Prüfungen festgelegt und die 
beauftragten Personen als sogenannte Sach-
kundige bzw. Sachverständige definiert.

Eine wesentliche Änderung für die Kranprü-
fung ergibt sich ab Juni 2015 aus dem neuen 
Anhang 3 der BetrSichV 2015, in dem Art, 
Umfang und Fristen sowie die Qualifikation 
des Prüfers für die Prüfung von Kranen unter 
Abschnitt 1 aufgeführt sind. Erstmalig bein-
haltet eine Arbeitsschutzvorschrift eine aus-
führliche Regelung zur Prüfung von Kranen, 
sodass die bisher geltenden autonomen 
Prüfregelungen der DGUV Vorschrift 52/53 
aufgrund der Bestimmungen in § 15 Abs. 1 
des SGB VII in Verbindung mit der DGUV Vor-
schrift 1 § 2 nicht länger maßgebend sind.

Im Folgenden werden die Regelun-
gen zur Kranprüfung gemäß der DGUV 
Vorschrift 52/53 „Krane“ den neuen Prüf

Tabelle 1: Zusammenfassung von Abschnitt 2.2 und Kategorisierung bezüglich Regelungslücken 
nach dem Ampelprinzip. Die §§ 10, 11, 13, 21 und 24 sind hervorgehoben, da sie bisher auch für 
neue Krane galten. 

DGUV  
V 52/53 BetrSichV 2015 TRBS Norm/Richtlinie

§ 4 – – DIN EN 12644-2

§ 5 § 6 Abs. 1,  
Anhang 1, Punkt 2.2

§ 6 – – DIN EN 12644-2  
(z.B. DIN EN 14439)

§ 7

– 
§ 6 Absatz 1, § 8 Absatz 3, 

§ 9 Absatz 1, Punkt 9 
§ 3 Absatz 2

– DIN EN 13557

§ 8 – 
(§ 9 Absatz 1 Punkt 5) – DIN EN 13586,  

DIN EN 14122-1 bis 4

§ 9 – – DIN EN 13586

§ 10 § 6 Absatz 3 Punkt 1
TRBS 1112,  

Punkt 4 Absatz 5,  
Punkt 5.1 Absatz 2

§ 11 – 
(§ 6 Absatz 3 Punkt 2) DIN EN 15011

§ 12, § 13 – – DIN EN 15011

§ 14 Anhang 1 Punkt 2.3.2 TRBS 2111,  
Punkt 3.1.6, Absatz 1 DIN EN 14985

§ 15
– 

(Anhang 1, Abschnitt 2, 
Punkt 2.3.3)

– vgl. entspr.  
Produktnormen

§ 16 – – z.B. DIN EN 13000

§ 17 – – DIN EN 13557

§ 18 – – VDI 3576

§ 19 Anhang 1 Abschnitt 2,  
Punkt 2.3.3

TRBS 2111,  
Punkt 5.2.6, Absatz 1

§ 20 Anhang 1 Punkt 2.3.4

§ 21 – – z.B. DIN EN 14439

§ 22 Anhang 1 Punkt 2.1

§ 23 § 9 Absatz 4 und Absatz 8

§ 24 – 
(§ 8 Absatz 6) – DIN EN 60204-32
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regelungen aus der BetrSichV 2015 gegen-
übergestellt.

3.1 Prüfzuständigkeiten
3.1.1 Sachkundige und Befähigte Personen
In der DGUV Vorschrift 52/53 ist ein Sachkun-
diger, wer aufgrund seiner fachlichen Ausbil-
dung und Erfahrung ausreichende Kenntnis-
se auf dem Gebiet der Krane hat und mit den 
einschlägigen staatlichen Arbeitsschutz-
vorschriften, BG-Vorschriften und allgemein 
anerkannten Regeln der Technik (z. B. BG-
Regeln, DIN-Normen, VDE-Bestimmungen, 
technische Regeln anderer Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union oder anderer Ver-
tragsstaaten des Abkommens über den Eu-
ropäischen Wirtschaftsraum) soweit vertraut 
ist, dass er den arbeitssicheren Zustand von 
Kranen beurteilen kann.

Die Bezeichnung „Sachkundiger“ existiert 
zukünftig nicht mehr, da diese Person ge-
mäß BetrSichV 2015 als „Befähigte Person“ 
bezeichnet wird. In der BetrSichV 2015 (§ 2 
Abs. 6) ist eine befähigte Person, die durch 
ihre Berufsausbildung, ihre Berufserfahrung 
und ihre zeitnahe berufliche Tätigkeit über 
die erforderlichen Fachkenntnisse zur Prü-
fung der Arbeitsmittel verfügt. Sie unterliegt 
bei ihrer Prüftätigkeit keinen fachlichen Wei-
sungen und darf wegen dieser Tätigkeit nicht 
benachteiligt werden.

Zwischen den Fähigkeiten und Aufgaben 
einer befähigten Person und denen eines 
Sachkundigen liegt somit kein Unterschied.

3.1.2 Sachverständige und Prüfsachverstän-
dige
Sachverständige werden in § 28 der DGUV 
Vorschrift 52/53 und im DGUV-Grundsatz 
309-05 „Ermächtigung von Sachverständi-

gen für die Prüfung von Kranen durch die Be-
rufsgenossenschaft“ beschrieben. 

Als Sachverständiger kann ermächtigt wer-
den,
•	 wer geistig und körperlich geeignet ist und 

in der Regel bei Antragstellung das 65. Le-
bensjahr nicht überschritten hat,

•	 eine abgeschlossene Ausbildung als Di-
plom-Ingenieur/graduierter Ingenieur an 
einer deutschen Hochschule oder Fach-
hochschule oder einer vergleichbaren aus-
ländischen Lehranstalt oder vergleichbare 
Kenntnisse und Erfahrungen in der Fach-
richtung aufweist, auf die sich seine sach-
verständige Tätigkeit bezieht,

•	 eine mindestens fünfjährige Erfahrung in 
der Konstruktion, dem Bau oder der In-
standhaltung von Kranen besitzt, davon 
mindestens ⅟₂ Jahr Beteiligung an der 
Prüftätigkeit eines Sachverständigen,

•	 ausreichende Kenntnisse der einschlägi-
gen Vorschriften (Gesetze, EG-Richtlinien, 
Unfallverhütungsvorschriften), sonstigen 
Richtlinien und Regeln der Technik (z. B. 
EN-Normen, DIN-Normen, VDE-Bestim-
mungen, technische Regeln anderer Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union oder 
anderer Vertragsstaaten des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum) 
besitzt und diese in einem Fachgespräch 
nachgewiesen hat (das Fachgespräch 
kann zweimal wiederholt werden),

•	 die für die Prüfung erforderlichen Einrich-
tungen zur Verfügung hat,

•	 dafür Gewähr bietet, dass er den Aufgaben 
eines Sachverständigen gewachsen ist 
und dass die Prüfung nach den entspre-
chenden Prüfgrundsätzen gewissenhaft 
und zuverlässig durchgeführt wird,

•	 so gestellt ist, dass er seine Aufgaben un-
parteiisch erfüllen kann und

•	 in geordneten wirtschaftlichen Verhältnis-
sen lebt.

Prüfsachverständige (BetrSichV 2015)
Im Sinne von Abschnitt 1 Anhang 3 der 
BetrSichV 2015 sind Prüfsachverständige 
zur Prüfung befähigte Personen nach § 2 
Absatz 6, die zusätzlich eine abgeschlos-
sene Ausbildung als Ingenieur haben oder 
vergleichbare Kenntnisse und Erfahrungen 
in der Fachrichtung aufweisen, auf die sich 
ihre Tätigkeit bezieht, mindestens drei Jah-
re Erfahrung in der Konstruktion, dem Bau, 
der Instandhaltung oder der Prüfung von 
Kranen haben und davon mindestens ein 
halbes Jahr an der Prüftätigkeit eines Prüf-
sachverständigen beteiligt waren, ausrei-
chende Kenntnisse über die einschlägigen 
Vorschriften und Regeln besitzen, über die 
für die Prüfung erforderlichen Einrichtungen 
und Unterlagen verfügen und ihre fachlichen 
Kenntnisse auf aktuellem Stand halten.

Unterschied Sachverständige und Prüfsach-
verständige
Die für Prüfsachverständige benötigte Erfah-
rungszeit in der Konstruktion, dem Bau und 
der Instandhaltung von Kranen ist von fünf 
(DGUV Grundsatz 309-005) auf drei Jahre 
(BetrSichV 2015) reduziert worden. Zusätz-
lich wird in der BetrSichV 2015 auch die Prü-
fung von Kranen als mögliche Erfahrungs-
zeit genannt. Der Nachweis der Kenntnisse 
der einschlägigen Vorschriften, sonstigen 
Richtlinien und Regeln der Technik innerhalb 
eines Fachgesprächs wird von Prüfsachver-
ständigen in der neuen BetrSichV 2015 nicht 
verlangt. Die Altersbegrenzung des Sach-
verständigen im DGUV Grundsatz 309-005, 
sowie die Bedingung, dass die entsprechen-
de Person ihre Aufgaben unparteiisch er-
füllen kann und in geordneten wirtschaftli-

chen Verhältnissen lebt, werden in die neue 
BetrSichV 2015 ebenfalls nicht übernommen.

Ermächtigung von Sachverständigen bzw. 
Prüfsachverständigen
Während bisher als Sachverständige für die 
Prüfung von Kranen neben den Sachverstän-
digen der Technischen Überwachung nur 
die von der Unfallversicherungsträgern er-
mächtigten Sachverständigen galten (§ 28 
DGUV Vorschrift 52/53), gibt es gemäß der 
neuen BetrSichV 2015 keine Regelung zur 
Ermächtigung. Es werden lediglich die unter 
Abschnitt 1 des Anhangs 3 genannten Vor-
aussetzungen erläutert, welche die Person 
erfüllen muss.

3.2 Prüfanlässe
3.2.1 Prüfung vor der erstmaligen Inbetrieb-
nahme
Bisher müssen gemäß § 25 der DGUV Vor-
schrift 52/53 Krane (kraftbetriebene Krane, 
handbetriebene oder teilkraftbetriebene 
Krane mit einer Tragfähigkeit von mehr als 
1000 kg und teilkraftbetriebene Turmdreh-
krane) durch einen Sachverständigen ge-
prüft werden. Die erstmalige Prüfung seitens 
des Betreibers erstreckt sich bei Kranen, die 
nicht betriebsbereit ausgeliefert werden, auf 
die ordnungsgemäße Aufstellung, Ausrüs-
tung und Betriebsbereitschaft. Zur Prüfung 
der Ausrüstung gehören beispielsweise auch 
Inhalte, die nicht unter den Anwendungs-
bereich der Maschinenrichtlinie fallen. Dies 
sind etwa nicht am Kran angebaute Kranauf-
stiege und Zugänge zu Steuerständen, nicht 
am Kran angebaute Bühnen und Laufstege, 
Kranbahnen, Gleisanlagen und Fahrbahnbe-
grenzungen, Arbeits- und Verkehrsbereiche 
sowie Sicherheitsabstände (§§ 10, 11, 13, 21 
und 24).
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Auch gemäß der BetrSichV 2015 § 14 
Absatz 4 müssen Krane, sofern ihre Sicher-
heit von den Montagebedingungen abhängt, 
vor der erstmaligen Verwendung nach Maß-
gabe der in Anhang 3 genannten Vorgaben 
geprüft werden. Die Prüfungen sind mit dem 
Ziel durchzuführen, den Schutz der Beschäf-
tigten vor Gefährdungen durch die genann-
ten Krane sicherzustellen (BetrSichV 2015, 
Anhang 3, Abschnitt 1, Punkt 1.1.2).

Stellt ein Hersteller sein Produkt entspre-
chend Maßgaben harmonisierter Normen 
her, so tritt die Vermutungswirkung in Kraft. 
Deshalb müssen gemäß BetrSichV 2015 § 14 
Absatz 1 Satz 3 Prüfinhalte, die im Rahmen 
eines Konformitätsbewertungsverfahrens ge-
prüft und dokumentiert wurden, nicht erneut 
geprüft werden.

Durch diese Prüfung soll der sichere Betrieb 
von Arbeitsmitteln gewährleistet werden, 
der sich zu einem Teil aus der Verwendung 
sicherer Produkte ergibt (Art. 114 – Vertrag 
über die Arbeitsweise der Europäischen Uni-
on – AEUV) und zu einem anderen Teil aus 
betrieblichen Maßnahmen wie etwa zusätzli-
che Schutzmaßnahmen am Arbeitsplatz (Art. 
153 AEUV). Es wird somit eindeutig zwischen 
Verantwortlichkeiten seitens des Herstellers 
sowie Verantwortlichkeiten seitens des Be-
treibers unterschieden (Abbildung 2).

Eine Prüfung vor erstmaliger Inbetriebnahme 
ist gemäß Anhang 3 der BetrSichV 2015 so-
mit nicht erforderlich für Derrickkrane, fahr-
bare Turmdrehkrane, Fahrzeugkrane, Lkw-La-
dekrane, LKW Anbaukrane und Kabelkrane, 
da hier § 14 Absatz 1 Satz 3 gilt.

Turmdrehkrane und handbetriebene oder 
teilkraftbetriebene Krane mit weniger als 1 t 
Tragfähigkeit müssen vor erstmaliger Inbe-
triebnahme durch eine zur Prüfung befähigte 
Person geprüft werden.

Für alle anderen in Anhang 3 genannten 
Krane (Laufkatzen, Ausleger- und Drehkra-
ne, Brückenkrane, Wandlaufkrane, Portal-
krane, Schwenkarmkrane, Schwimm- und 
Offshorekrane sowie handbetriebene oder 
teilkraftbetriebene Krane mit mehr als 1 t 
Tragfähigkeit) ist die Prüfung vor erstmaliger 
Inbetriebnahme durch einen Prüfsachver-
ständigen erforderlich.

Somit hat sich für die Prüfung von Kranen 
vor erstmaliger Inbetriebnahme verglichen 
mit den Prüfbestimmungen der DGUV Vor-
schrift 52/53 geändert, dass Turmdrehkrane 
vor der erstmaligen Inbetriebnahme gemäß 
Anhang 3 der BetrSichV 2015 lediglich durch 
eine befähigte Person geprüft werden müs-
sen.

3.2.2 Prüfung vor Wiederinbetriebnahme 
nach wesentlichen bzw. prüfpflichtigen Än-
derungen
Gemäß Anhang 3 der BetrSichV 2015 (Ab-
schnitt 1, Punkt 3.3.4) sind Krane nach Än-
derungen durch einen Prüfsachverständigen 
zu prüfen. Diese Bestimmung deckt sich mit 
der bisherigen Regelung der DGUV Vorschrift 
52/53, wonach Krane nach wesentlichen 
Änderungen vor der Wiederinbetriebnahme 
durch einen Sachverständigen geprüft wer-
den müssen.

Gemäß DGUV Vorschrift 52/53 ist „nicht als 
wesentliche Änderung […] ein Ersatz von 
Teilen gleicher Art […] anzusehen“. Daher 
zählen Instandsetzungsarbeiten gemäß der 
DGUV Vorschrift 52/53 in der Regel bisher 
nicht zu wesentlichen Änderungen. Auch 
in der BetrSichV 2002 müssen Instandset-
zungsarbeiten, welche die Sicherheit der Ar-
beitsmittel beeinträchtigen können, lediglich 
durch befähigte Personen geprüft werden.

Eine Neuerung findet sich in der Art der Än-
derung, sodass die BetrSichV 2015 die Un-
terscheidung wesentliche/nicht wesentliche 
Änderungen der DGUV Vorschrift 52/53 durch 
den Begriff „prüfpflichtige Änderung“ ablöst. 
In § 2 Abs. 9 der BetrSichV 2015 wird dieser 
Begriff definiert: „Prüfpflichtige Änderung ist 
jede Maßnahme, durch welche die Sicher-
heit eines Arbeitsmittels beeinflusst wird. 
Auch Instandsetzungsarbeiten können sol-
che Maßnahmen sein“.

Mit der Definition des Begriffs „prüfpflich-
tigen Änderung“ kommt dem Betreiber zu-
künftig mehr Eigenverantwortung zu, da 
dieser von nun an selbst entscheiden muss, 
ob eine Instandsetzungsarbeit die Sicherheit 
eines Arbeitsmittels beeinflusst und somit 
eine prüfpflichtige Änderung darstellt, wo-

durch ein Prüfsachverständiger hinzugezo-
gen werden muss.

3.2.3 Wiederkehrende Prüfung
Gemäß § 26 der DGUV Vorschrift 52/53 hat 
der Unternehmer dafür zu sorgen, dass Kra-
ne entsprechend den Einsatzbedingungen 
und den betrieblichen Verhältnissen nach 
Bedarf, jährlich jedoch mindestens einmal, 
durch einen Sachkundigen geprüft werden. 
Turmdrehkrane müssen gemäß DGUV Vor-
schrift 52/53 zusätzlich bei jeder Aufstellung 
und nach jedem Umrüsten durch einen Sach-
kundigen geprüft werden.

Diese Regelungen finden sich in der neu-
en BetrSichV 2015 weiterhin. Eine neue 
Regelung existiert von nun an für fahrbare 
Turmdrehkrane mit luftbereiftem und an-
getriebenen Unterwagen, bei denen die 
Fahrbewegungen von einer Fahrerkabine im 
Unterwagen und die Kranbewegungen von 
einer Krankabine, die im oder am Turm an-
geordnet ist, aus gesteuert werden. Diese 
müssen mindestens halbjährlich durch eine 
zur Prüfung befähigte Person geprüft werden 
und mindestens alle 4 Betriebsjahre, im 14. 
und 16. Betriebsjahr und danach mindestens 
jährlich, durch einen Prüfsachverständigen 
geprüft werden.

Kraftbetriebene Turmdrehkrane, kraftbe-
triebene Fahrzeugkrane, ortsveränderliche 
kraftbetriebene Derrickkrane und LKW-An-
baukrane müssen gemäß den Bestimmun-
gen der DGUV Vorschrift 52/53 mindestens 
alle 4 Jahre durch einen Sachverständigen 
geprüft werden, wobei diese Sachverstän-
digenprüfung eine Sachkundigenprüfung 
ersetzt. Zusätzlich müssen kraftbetriebene 
Turmdrehkrane im 14. und 16. Betriebsjahr 
und danach jährlich und kraftbetriebene 
Fahrzeugkrane im 13. Betriebsjahr und da-

Zusätzliche Schutzmaßnahmen  
am Arbeitsplatz  

Art. 153 AEUV

Maßnahmen zur Produktsicherheit 
Art. 114 AEUV 

(Arbeitsmittel)

Sicherheit = Produktsicherheit + betriebliche Maßnahmen
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Abbildung 2:  
Schwerpunkt Binnen-
markt und Arbeitsschutz 
in der neuen BetrSichV 
2015, dargestellt nach 
BMAS
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nach jährlich durch einen Sachverständigen 
geprüft werden, wobei auch hier die Sach-
verständigenprüfung die Sachkundigenprü-
fung ersetzt.

Diese Regelungen finden sich in der neuen 
BetrSichV 2015 weiterhin, wobei von nun an 
zwischen LKW-Ladekranen grundsätzlich 
und solchen mit mehr als 300 kNm Lastmo-
ment oder mit mehr als 15 m Auslegerlänge 
unterschieden wird [6]. Letztere müssen ge-
mäß der neuen BetrSichV 2015 nach densel-
ben Prüffristen geprüft werden, wie sie für 
Fahrzeugkrane festgelegt sind.

Des Weiteren wird in Tabelle 1 des Anhangs 
3 unter „wiederkehrenden Prüfungen“ nicht 
explizit erwähnt, ob eine gleichzeitig anfal-
lende Prüfung durch Prüfsachverständige 
(z. B. alle vier Jahre bei Turmdrehkranen) 
eine jährlich geforderte Prüfung durch be-
fähigte Personen ersetzt. Vielmehr wird bei 
Auflistung der wiederkehrenden Prüfungen 
in Spalte 3 das Wort „und“ verwendet, was 
darauf hinweist, dass beide Prüfungen un-
abhängig voneinander durchgeführt werden 
müssen.

3.2.4 Prüfung nach außergewöhnlichen 
Ereignissen
Gemäß BetrSichV 2015 sind Krane nach au-
ßergewöhnlichen Ereignissen durch eine 
zur Prüfung befähigte Person zu prüfen. 
Außergewöhnliche Ereignisse können ins-
besondere Unfälle, längere Zeiträume der 
Nichtverwendung der Arbeitsmittel oder Na-
turereignisse sein.

6	 Gemäß DGUV Vorschrift 52/53 waren LKW-Ladekra-
ne bisher Fahrzeugkrane, deren Lastmoment 30 mt 
und deren Auslegerlänge 15 m nicht überschreiten.

Diese Prüfregelung findet sich bereits in der 
BetrSichV 2002 und weiterhin auch in der 
neuen BetrSichV 2015, sodass für die Prü-
fung von Kranen nach außergewöhnlichen 
Ereignissen keine Änderung vorliegt.

3.2.5 Fälligkeitstermine der Prüffristen
Weder in der BetrSichV 2002 noch in der 
DGUV Vorschrift 52/53 gab es bisher eine 
Regelung zu Fälligkeitsterminen bezüglich 
Prüffristen für Krane. In der BetrSichV 2015 
§ 14 Absatz 5 existiert für Kranprüfungen von 
nun an eine eindeutige Regelung bezüglich 
Fälligkeitsterminen:

–– Der Fälligkeitstermin von wiederkehren-
den Prüfungen wird jeweils mit dem Mo-
nat und dem Jahr angegeben

–– Die Frist für die nächste wiederkehrende 
Prüfung beginnt mit dem Fälligkeitster-
min der letzten Prüfung

–– Wird eine Prüfung vor dem Fälligkeitster-
min durchgeführt, beginnt die Frist für die 
nächste Prüfung mit dem Monat und Jahr 
der Durchführung. Für Krane mit einer 
Prüffrist von mehr als zwei Jahren gilt dies 
nur, wenn die Prüfung mehr als zwei Mo-
nate vor dem Fälligkeitstermin durchge-
führt wird.

–– Ist ein Kran zum Fälligkeitstermin der 
wiederkehrenden Prüfung außer Betrieb 
gesetzt, so darf er erst wieder in Betrieb 
genommen werden, nachdem diese Prü-
fung durchgeführt worden ist; in diesem 
Fall beginnt die Frist für die nächste wie-
derkehrende Prüfung mit dem Termin der 
Prüfung.

–– Eine wiederkehrende Prüfung gilt als 
fristgerecht durchgeführt, wenn sie spä-
testens zwei Monate nach dem Fälligkeit-
stermin durchgeführt wurde.

3.3 Dokumentation und Folgen der Prüfung
3.3.1 Prüfbuch
Nach § 27 Absatz 1 der DGUV Vorschrift 52/53 
hat der Unternehmer dafür zu sorgen, dass 
die Ergebnisse der Prüfungen in ein Prüfbuch 
eingetragen werden. Diese Regelung findet 
sich auch in der BetrSichV 2015 in § 14 Ab-
satz 7 in Verbindung mit Anhang 3 Abschnitt 
1 Punkt 3.3.

3.3.2 Prüfergebnis und Unternehmerpflich-
ten bei Mängeln
Nach § 27 Absatz 2 der DGUV Vorschrift 
52/53 hat der Unternehmer die Kenntnis-
nahme und die Abstellung festgestellter 
Mängel im Prüfbuch zu bestätigen. Er hat 
dafür zu sorgen, dass diese Mängel beho-
ben werden und dass der Kran außer Betrieb 
gesetzt wird, sofern nach Art und Umfang 
der Mängel gegen Inbetriebnahme, die Wie-
derinbetriebnahme oder den Weiterbetrieb 
Bedenken bestehen. Er darf den Kran erst in 
Betrieb nehmen bzw. weiter betreiben, wenn 
die Mängel behoben und eventuell erforder-
liche Nachprüfungen, die er zu veranlassen 
hat, durchgeführt sind.

Nach § 14 Absatz 7 der BetrSichV 2015 hat 
der Betreiber dafür zu sorgen, dass die Auf-
zeichnungen zur Prüfung mindestens Aus-
kunft geben über die Art der Prüfung, den 
Prüfumfang und das Ergebnis der Prüfung. 
Gemäß § 4 Absatz 4 hat der Arbeitgeber 
dafür zu sorgen, dass Arbeitsmittel, für die 
in § 14 Prüfungen vorgeschrieben sind, nur 
verwendet werden, wenn diese Prüfungen 
durchgeführt und dokumentiert wurden. Des 
Weiteren darf der Arbeitgeber gemäß § 5 Ab-
satz 2 Arbeitsmittel nicht zur Verfügung stel-
len und verwenden lassen, wenn sie Mängel 
aufweisen, welche die sichere Verwendung 
beeinträchtigen.

Eine Bestätigung seitens des Unternehmers 
über die Kenntnisnahme und die Abstellung 
festgestellter Mängel im Prüfbuch wird in der 
BetrSichV 2015 nicht mehr explizit gefordert.

3.3.3 Vorlage des Prüfbuches/ des letzten 
Prüfberichtes
Die Regelung aus § 27 Absatz 3 der DGUV 
Vorschrift 52/53, wonach der Unternehmer 
das Prüfbuch auf Verlangen der Aufsichts-
person vorzulegen hat, findet sich aufgrund 
der Regelungen zur Kranprüfung innerhalb 
einer staatlichen Arbeitsschutzvorschrift 
(BetrSichV 2015) nicht mehr. Dies fällt von 
nun an in den Zuständigkeitsbereich der ent-
sprechenden Behörde.

Die Bestimmung aus § 27 Absatz 3 der DGUV 
Vorschrift 52/53, dass bei ortsveränderlichen 
Kranen eine Kopie des letzten Prüfberichtes 
beim Kran aufbewahrt werden muss, findet 
sich in der neuen BetrSichV 2015 gleicherma-
ßen unter § 14 Absatz 7: „Werden Arbeitsmit-
tel nach […] Anhang 3 an unterschiedlichen 
Betriebsorten verwendet, ist ein Nachweis 
über die Durchführung der letzten Prüfung 
vorzuhalten.“

3.3.4 Mitteilungspflicht des Prüfberichtes an 
Unfallversicherungsträger
Gemäß den Bestimmungen der DGUV Vor-
schrift 52/53 § 27 Absatz 4 hat der Unterneh-
mer den mit der wiederkehrenden Prüfung 
von Turmdrehkranen nach § 26 Abs. 2 und 3 
beauftragten Sachverständigen zu veranlas-
sen, den Prüfbericht unverzüglich an den für 
den Unternehmer zuständigen Unfallversi-
cherungsträger zu übersenden.

Diese Bestimmung fällt im Zuge der neuen 
BetrSichV 2015 zukünftig weg, da von nun an 
die zuständige Behörde und nicht länger der 
Unfallversicherungsträger genauere Bestim-
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mungen zur Kranprüfung festlegt. Durch das 
Entfallen der Mitteilungspflicht des Sachver-
ständigen bei wiederkehrenden Prüfungen 
von Turmdrehkranen entsteht somit ein In-
formationsverlust auf der Seite der Unfallver-
sicherungsträger, sodass diese nicht länger 
über den „kurzfristigen“ Einsatz von Turm-
drehkranen informiert wird.

3.4 Ausnahmegenehmigungen
Bisher müssen Mitgliedsunternehmen und 
Versicherte eines Unfallversicherungsträ-
gers die für sie geltenden Prüfvorschriften 
der DGUV Vorschrift 52/53 „Krane“ beachten. 
Ausnahmen von dieser Unfallverhütungs-
vorschrift müssen im Einzelfall über § 14 der 
DGUV Vorschrift 1 „Grundsätze der Präventi-
on“ beim zuständigen Unfallversicherungs-
träger durch den Unternehmer schriftlich 
beantragt werden.

Durch die Übernahme von Regelungen der 
DGUV Vorschrift 52/53 in eine staatliche Ar-
beitsschutzvorschrift (BetrSichV 2015) ob-
liegen die nach diesen Bestimmungen zu 
treffenden behördlichen Maßnahmen den 
zuständigen Arbeitsschutzbehörden. Gemäß 
§ 19 Absatz 6 der BetrSichV 2015 kann die 
zuständige Behörde die in Anhang 3 genann-
ten Fristen im Einzelfall verkürzen, soweit es 
zur Gewährleistung der Sicherheit der Anla-
gen erforderlich ist. Die zuständige Behörde 
kann die in Anhang 3 genannten Fristen im 
Einzelfall verlängern, soweit die Sicherheit 
auf andere Weise gewährleistet ist.

Somit existieren bewilligte Ausnahmege-
nehmigungen von Unfallversicherungsträ-
gern bezüglich der Prüfung von Kranen mit 
Inkrafttreten der neuen BetrSichV 2015 nicht 
mehr, da diese zukünftig von den zuständi-
gen Arbeitsschutzbehörden staatlich gere-
gelt werden.

4 Zusammenfassung und Ausblick
Mit Inkrafttreten der neuen BetrSichV 2015 
ist aufgrund der darin vorhandenen staatli-
chen Prüfvorschriften für Krane das baldige 
Außerkraftsetzen der DGUV Vorschrift 52/53 
absehbar. Viele detaillierte Regelungen zum 
Bau und zur Ausrüstung von Kranen finden 
sich vor allem für „alte“ Krane oftmals aus-
schließlich in dieser Unfallverhütungsvor-
schrift. Teilweise kann sicherlich davon aus-
gegangen werden, dass der Hauptbestand 
der „alten“ Krane bis zum heutigen Zeitpunkt 
bereits den Bau und Ausrüstungsbestim-
mungen der Unfallverhütungsvorschrift ge-
nügt. Ob die dort getroffenen Bestimmun-
gen auch weiterhin erfüllt werden, ist jedoch 
nicht sichergestellt. Auch für neue Krane 
fehlen zukünftig wichtige sicherheitstechni-
sche Bestimmungen, insbesondere die kon-
krete Angabe über erforderliche Sicherheits-
abstände. An dieser Stelle wird spätestens 
deutlich, dass eine TRBS erforderlich ist, 
worin Gefährdungen – die speziell von Kra-
nen ausgehen – konkretisiert und geeignete 
Maßnahmen zur Gewährleistung eines siche-
ren Betriebes empfohlen werden.

Durch die Regelung der Kranprüfung im 
Rahmen einer staatlichen Arbeitsschutzvor-
schrift werden viele Verantwortlichkeiten auf 
Seite der Unfallversicherungsträger, wie sie 
bisher aufgrund der Bestimmungen in der 
DGUV Vorschrift 52/53 festgelegt waren, in 
die Obhut der entsprechenden staatlichen 
Arbeitsschutzbehörde gegeben. Dies hat 
weitreichende Konsequenzen für den Unter-
nehmer und die gesetzlichen Unfallversiche-
rungsträger.

Der Unternehmer trägt zukünftig ein noch 
höheres Maß an Verantwortung, da er seine 
Krane gemäß dem Stand der Technik betrei-
ben und über die Gefährdungsbeurteilung 

geeignete Maßnahmen für einen sicheren 
Betrieb gewährleisten muss. Ein Bestand-
schutz für alte Krane existiert zukünftig nicht 
mehr. Zudem muss er beispielsweise selbst 
erkennen, was eine prüfpflichtige Änderung 
ist. Die bisherige berufsgenossenschaftliche 
Definition zur Änderung und wesentlichen 
Änderung entfällt. Benötigt der Unterneh-
mer eine Ausnahmegenehmigung, so kann 
er sich von nun an nicht länger an die Un-
fallversicherungsträger wenden, sondern 
muss dies bei der entsprechenden Behörde 
beantragen. Die Behörde kann für ihre Ent-
scheidung ein Sachverständigengutachten 
verlangen, dessen Kosten der Arbeitgeber zu 
tragen hat (§ 19 Absatz 4). Somit entstehen 
für den Unternehmer von nun an zusätzliche 
Gebühren.

Die Unfallversicherungsträger hingegen ver-
lieren mit dem Wegfall ihrer Zuständigkeit 
für Ausnahmegenehmigungen einen wich-
tigen Arbeitsbereich, in dem viele Experten 
für Krane eingesetzt werden. Zusätzlich wird 
dadurch eine wichtige Schnittstelle zwi-
schen dem Unfallversicherungsträger und 
dem Unternehmer aufgehoben, bei der der 
Unfallversicherungsträger dem Unternehmer 
beratend und unterstützend zur Seite stehen 
konnte. Die Frage, wer von nun an Prüfsach-
verständige ermächtigt, ist bisher noch nicht 
beantwortet. Auch hier besteht zum jetzigen 
Zeitpunkt noch Bedarf an konkretisierenden, 
verbindlichen Regelungen.

Dr. Melanie Ewald 

Berufsgenossenschaft Holz und Metall 

Präventionsdienst Stuttgart 

Vollmoellerstraße 11 

70563 Stuttgart 

Email: melanie.ewald@bghm.de 
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